
Versammeln  wir  unsere
Mitschüler_Innen  gegen  die
Klimakrise!
Von Jona Everdeen, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Tausend Schüler_Innen diskutieren den Kampf gegen den Klimawandel: Am
Dienstag  den  24.  Januar  fand  in  der  Sophie-Scholl-Schule  in  Berlin-
Schöneberg eine zuvor durch Schüler_Innen organisierte Vollversammlung
statt!

Die  Vollversammlung  wurde  unter  dem  Motto  einer  „Alternativen
Klimakonferenz“  durchgeführt,  nachdem  die  COP27  wieder  einmal  zu
keinerlei  Fortschritten  bei  der  Bewältigung  der  Klimakrise  geführt  hatte.

Doch was genau ist  überhaupt eine Vollversammlung? Und wie kann sie
einberufen werden?

Wozu eine Vollversammlung?
Eine  Vollversammlung  an  einer  Schule  ist  eine  für  alle  Schüler_Innen
verpflichtende, bis zu zwei Stunden lange Veranstaltung in der Aula oder
einem anderen zentralen Raum der Schule.

Sollte die Schule über keinen Raum verfügen, in dem alle Schüler_Innen
Platz  haben,  kann die  Vollversammlung auch aus  mehreren Blöcken mit
jeweils unterschiedlichen Jahrgängen bestehen.

Eine  Vollversammlung  kann  von  der  SV  (Schüler_Innen-Vertretung)
einberufen werden, in Berlin einmal im Halbjahr, in anderen Bundesländern
kann das variieren.

Mittels einer Vollversammlung kann in der ansonsten bewusst unpolitisch
gehaltenen Schule  ein  Raum geschaffen  werden,  um über  akute  Fragen
innerhalb der Schule aber auch gesellschaftlich relevante Themen, wie die
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Klimakrise, zu debattieren. Und das selbstbestimmt durch die Schüler_Innen,
ohne dabei Lehrkräften oder der Schulleitung rechenschaftspflichtig zu sein.

Die Vollversammlung ist somit die bestmögliche Plattform für einen Diskurs
innerhalb der Schule und auf ihr kann auch über politische Forderungen
abgestimmt und somit eine deutlich breitere Legitimität für diese geschaffen
werden.  Schüler_Innen,  von  denen  die  meisten  noch  nicht  an
parlamentarischen  Wahlen  teilnehmen  dürfen,  können  endlich  einmal
abstimmen,  und  zwar  nicht  bloß  passiv  durch  die  Wahl  irgendwelcher
Stellvertreter_Innen sondern aktiv mit der Möglichkeit, sich selber an der
Umsetzung des Wahlergebnisses zu beteiligen.

Die Vollversammlung an der Scholl
Bei  der  Vollversammlung  an  der  Sophie-Scholl-Schule  war,  wie  bereits
erwähnt, die Klimakrise das Thema unter dem die rund 1000 Schüler_Innen
in 3 Durchgängen in die Aula gerufen wurden.

Dies  fand  auf  Initiative  unserer  Genoss_Innen  statt  und  eine  Gruppe
motivierter  Schüler_Innen  hatte  zuvor  die  Organisation  übernommen.

Eingeladen  waren  drei  Gastreferent_Innen  der  Klimagruppen  „Depth  4
Climate“, die sich für eine Schuldenstreichung für die Länder der Globalen
Südens einsetzt, „End Fossil: Occupy!“, die mittels Schul- und Unibesetzung
den Klimastreik auf ein neues Level  heben will,  sowie die „Workers and
Youth  Relief  Campain“,  die  Unterstützung  für  die  Betroffenen  der
Flutkatastrophe  in  Pakistan  leistet.  Diese  referierten  dabei  über
unterschiedliche Aspekte der Klimakrise und stellten Ansätze vor, wie diese
gelöst  werden  könnten,  wobei  der  inhaltliche  Fokus  darauf  lag,  dass
Selbstorganisation von Arbeiter_Innen und Jugendlichen sowie internationale
Solidarität notwendige Bedingungen für Klimagerechtigkeit sind.

Nach  einer  Frage-  und  Diskussionsrunde,  bei  der  die  Schüler_Innen
inhaltliche  Nachfragen  stellen  und  eigene  Beiträge  einbringen  konnten,
stellte das Organisationsteam die zuvor erarbeiteten Forderungen an Schule
und Politik vor und eröffnete daraufhin die Abstimmung über diese.



Die Forderungen wurden mit einer breiten Mehrheit angenommen. Das war
ein Riesenerfolg!

Wie  kann  ich  selber  eine  Vollversammlung
organisieren? Worauf muss ich achten?
Wie gesagt kann eine Vollversammlung 1-2 Mal im Schuljahr durch die SV
einberufen werden. Es ist daher nötig, insofern man nicht als organisierende
Gruppe selber Teil der SV ist, diese von der Vollversammlung zu überzeugen.
Die  Organisation  der  Vollversammlung  muss  jedoch  nicht  von  der  SV
übernommen werden, sondern kann von allen interessierten Schüler_Innen
durchgeführt  werden.  Möglichst  gute  Kontakte  zur  SV  sind  natürlich
trotzdem  hilfreich.

Bei  der  Organisation sollte  versucht  werden,  so  viele  Schüler_Innen wie
möglich  in  die  Planung,  Ausgestaltung  und  vor  allem  Aufstellung  der
Forderungen einzubinden, indem mit Flyern, Plakaten und Mund-zu-Mund-
Propaganda für Vorbereitungstreffen geworben wird. Je mehr Schüler_Innen
am  Prozess  beteiligt  sind,  je  niedrigschwelliger  die  Möglichkeiten  zur
Mitgestaltung  sind,  desto  höher  ist  auch  die  Legitimität  der  Ergebnisse.

Auf der Vollversammlung selber sollte über Forderungen einzeln abgestimmt
werden, damit die Schüler_Innen bei jeder Forderung überlegen können, ob
sie zustimmen, und nicht bloß die Wahl haben entweder alle oder keine
Forderungen anzunehmen.

Ihr  seid  bei  der  Planung  einer  Vollversammlung  der  Schulleitung  keine
Rechenschaft schuldig, jedoch müsst ihr diese dort anmelden und ihr solltet,
insofern  möglich,  versuchen,  ein  kooperatives  Verhältnis  mit  der
Schulleitung  zu  suchen,  da  das  die  Ausgestaltung  deutlich  vereinfachen
kann. Gleichzeitig sollte Kritik an der Schulleitung aber keineswegs unter
den Teppich gekehrt werden.

Für die Finanzierung der Vollversammlung, zum Beispiel Druckkosten für
Wahlzettel und Plakate, könnt ihr den schuleigenen Förderverein anfragen,
der in der Regel unkompliziert auch höhere Kosten übernimmt.



Wie an der  Sophie-Scholl-Schule  dürft  ihr  Referent_Innen von außerhalb
einladen. Die Schulleitung hat kein Recht, über diese zu entscheiden. Es
muss lediglich eine Begründung für die Einladung vorgelegt werden und die
Referent_Innen  müssen  sich,  wenn  sie  in  die  Schule  kommen,  beim
Sekretariat  anmelden.

Es ist außerdem wichtig, im Vorhinein einen Zeitplan für die Veranstaltung
zu erstellen, der eher mit mehr als mit weniger Zeit rechnet, da sich der
Ablauf  mit  mehreren  hundert  Schüler_Innen  leicht  um  einige  Minuten
verzögern  kann.  Das  Programm  der  Vollversammlung  bzw.  eines  ihrer
Durchläufe  muss  also  gut  im Vorhinein  durchgeplant  und Aufgaben,  mit
Backup-Optionen, verteilt werden.

Was folgt nach der Vollversammlung?
Damit die Vollversammlung nicht einen rein symbolischen Charakter hat, ist
es wichtig, dass sie nicht das Ende der politischen Arbeit der Schüler_Innen
ist, sondern eigentlich erst ihr Anfang.

Angenommene Forderungen dürfen kein Selbstzweck sein, sondern müssen
in der Folge der Vollversammlung aktiv von den Schüler_Innen durchgesetzt
werden, da zu erwarten ist, dass sie nicht einfach so umgesetzt werden.

Dafür  muss  die  Gruppe,  die  die  Vollversammlung  organisiert  und  die
Forderungen aufgestellt hat, weiterhin organisiert bleiben und versuchen,
noch mehr Schüler_Innen, am besten schon auf der Vollversammlung selber,
mit ins Boot zu holen und zu Treffen einzuladen.

Es ist  wichtig,  sich nicht in Hinterzimmergespräche mit der Schulleitung
verwickeln zu lassen, undemokratische Kompromissvorschläge entschieden
zurückzuweisen  und  auf  den  demokratisch  betroffenen  Beschlüssen  zu
beharren.

Sollte  sich  abzeichnen,  dass  die  Schulleitung  nicht  bereit  ist,  diese
umzusetzen,  müssen  unter  Beteiligung  möglichst  vieler  Schüler_Innen
weitere  Schritte  geplant  werden,  wie  der  Druck  erhöht  werden  kann.
Möglichkeiten dafür reichen von offenen Briefen bis zu Schulstreiks und -



besetzungen.

Es ist zu empfehlen, als Organisationsgruppe bei zukünftigen Wahlen für
Klassensprecher_Innen- und Schulsprecher_Innen-Posten mit dem Programm
zu kandidieren,  die  Beschlüsse der  Versammlung zu verteidigen und die
demokratische Mitsprache der Schüler_Innen zu vertiefen.

Ganz generell  muss die  Vollversammlung langfristig  genutzt  werden,  um
aufzuzeigen, dass sie genau wie auch besagte Klassensprecher_Innen und
Schulsprecher_Innen-Wahlen, lediglich Bühnen darstellen, um für dauerhafte
und wirklich demokratische Organisierung der Schüler_Innen zu werben und
diese voranzutreiben. Ziel sollte es sein, die Schüler_Innen zu politisieren
und  gegen  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  wie  der
Klimakrise  in  Stellung  zu  bringen.  Das  erkämpfen  wir  nämlich  in  einer
Organisierung in Schüler_Innen-Komitees, in der Posten jederzeit abwählbar
sind  und  die  regelmäßige  Treffen  aller  motivierten  Schüler_Innen
veranstaltet,  auf denen politische Themen debattiert und daraus folgende
Forderungen  dann  auf  regelmäßig  stattfindenden  Vollversammlung
abgestimmt  werden,  um  endlich  die  Erzählung  von  den  „unpolitischen
Schulen“ zu brechen!

Jung und pleite  –  ganz normal
und niemand kann was dafür?
Von Sani Meier, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder ähnliche Sprüche hast du
vielleicht auch schon gehört, ob von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern.
Gemeint  ist  damit,  dass  man während seiner  Schulzeit,  Ausbildung oder
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung hat und dass das
alles ganz normal und völlig in Ordnung sei.  Geld verdienen sei was für
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Erwachsene und wer was anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum
sollten wir uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?

Hard facts:
In  Deutschland  ist  momentan  jedes  fünfte  Kind  von  Armut  bedroht,
besonders  in  alleinerziehenden  und  Mehrkindfamilien.  Von  den  jungen
Erwachsenen  unter  25  sind  es  ein  Viertel.  Frauen  und  migrantisierte
Menschen trifft  es  nochmal  stärker.  Insgesamt  haben junge  Erwachsene
zwischen  14  und  25  in  Deutschland  das  höchste  Armutsrisiko  aller
Altersgruppen,  egal  in  welchem  Bundesland.

Während man noch zur Schule geht,  hat man in der Regel kein eigenes
Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. Diese verwalten das Kindergeld
und entscheiden über die Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie
zahlen können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade so über
die Runden kommen oder man kein gutes Verhältnis zu ihnen hat, bleiben
zwei Optionen: kein eigenes Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag
einen Minijob suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder hat
man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder man erfährt schon früh
die Doppelbelastung von Schule und Lohnarbeit, was sich negativ auf die
schulischen  Leistungen  auswirken  kann.  Jetzt  noch  ein  unbezahltes
Pflichtpraktikum  on  top?  Im  Kapitalismus  gar  kein  Problem.

Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das gleiche Spiel in Ausbildung
und Studium weiter: Während der gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€
liegt, bekommen Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die ein Interesse an
einer Berufsausbildung hatten, fanden im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine
Stelle. Das heißt: Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessierten
und bei  der  Arbeitsagentur  gelisteten  Jugendlichen ging leer  aus.  Unter
Studierenden sind 38% von Armut betroffen. Lebt man in einer WG oder
alleine, sind es 76%. Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete zu Zwischenmiete,
da  der  aktuelle  Wohnungsmarkt  keine  Angebote  mehr  für  junge,



einkommensschwache Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht
nicht aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch darauf hat,
reicht es in der aktuellen Preisentwicklung von Lebensmitteln, Mieten und
Energie schon lange nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.

Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung junger Menschen:
Während der Schule hat man weniger Zugang zu ruhigen Orten wie einem
eigenen Zimmer oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn dafür Vereinsbeiträge
zu zahlen sind, kann weniger reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit aus, ist der
ständigen Doppelbelastung von Schule/Studium und Arbeit ausgesetzt und
stark abhängig von den Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien
Entfaltung hindert und sich so auch negativ auf die psychische Verfassung
auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter Steinmeier jetzt auch noch ein
soziales Pflichtjahr für Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer
hier eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.

Und das alles soll normal sein?
Wir finden das alles andere als normal und sprechen unter anderem deshalb
in  diesem  Kontext  von  Jugendunterdrückung.  Junge  Menschen  werden
massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten Entwicklung gehindert,
haben  die  meiste  Zeit  ihrer  Jugend  kein  Wahlrecht  und  sind  rechtlich
entmündigt. Aus diesem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen
Jugendorganisation,  die  jungen  Menschen  eine  Stimme  gibt  und  von
niemandem  bevormundet  wird.  Unsere  Unterdrückung  ist  eng  mit  dem
Kapitalismus  verknüpft,  da  ihre  Normalisierung  und  Verharmlosung  eine
Überausbeutung  unserer  Arbeitskraft  rechtfertigt.  Gemeinsam  sagen  wir
dem kapitalistischen „Normalzustand“ den Kampf an und werfen folgende
Forderungen auf:

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler_Innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen



Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kostenfreier  Zugang  zu  Lernmitteln  wie  Laptops,  Tablets  und
Büchern, sowie frei zugänglichen Lernräumen!
Wer arbeiten darf, soll auch wählen dürfen! Für das Wahlrecht ab
dem Zeitpunkt des legalen Berufseintrittsalters.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Ausbau  von  Jugendzentren  und  Freizeit-  und  Kulturangeboten,
bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!
Volle  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper,  Schluss  mit
medizinischer Entmündigung Minderjähriger!
Für  das  Recht  auf  Eigentum  und  die  selbstständige  Verfügung
darüber!  Eltern  dürfen  kein  Recht  haben,  das  Eigentum  von
Jugendlichen  zu  entwenden,  wie  es  bspw.  bei  Handys  oft  passiert!

Keine Sexualität, kein Problem?
–  Über  Asexualität  und  echte
sexuelle Befreiung
Von Erik Likedeeler, April 2023

„I was angry at the world for making me hate who I was. It was all because of
that, that this new identity felt like a loss, when in reality, it should have been
a  beautiful  discovery.”  So  beschreibt  Georgia,  die  Hauptfigur  aus  Alice
Osemans Jugendroman „Loveless“, ihre Erkenntnisse zum Coming Out als
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asexuell und aromantisch.

Ihre  Gefühle  des  Verlustes  und  Selbsthasses  sind  in  der  asexuellen
Community  kein  Einzelfall:  Ohne  sexuelle  Anziehung  zu  leben,  kann
beängstigend sein in einer Welt, in der Sex einen Warencharakter hat und
Desinteresse  mit  Gefühlskälte  gleichgesetzt  wird.  Die  Befürchtung,  nicht
„normal“  zu  sein,  ist  verständlich  in  einer  Welt,  in  der  Anpassung
scheinbaren Schutz vor Diskriminierung bietet. Auch das Gefühl, die eigene
Zukunft zu verlieren, ergibt sich unmittelbar aus einer Gesellschaft, die viel
Spannung und Drama künstlich aus Sexualität herauszieht.

Asexualität  wird  häufig  als  irrelevanter  Aspekt  der  queeren  Identität
eingeordnet und nur selten als Ursache für Diskriminierung erkannt. Doch es
gibt viele Arten, auf die sexuelle Befreiung im Kapitalismus verhindert wird.
Wie asexuelle Menschen davon betroffen sind und wie dagegen vorgegangen
werden kann, soll in diesem Artikel dargestellt werden.

„Keine Angst, das kommt schon noch“: Outing
und Jugendunterdrückung
Einerseits  werden Jugendliche durch Beschämung,  Tabuisierung,  Verbote
und Homofeindlichkeit  daran gehindert,  ihre Sexualität  frei  zu erkunden.
Andererseits wird ihnen Sexualität als biologisch alternativlos vermittelt: als
etwas Selbstverständliches, das sie unweigerlich eines Tages tun werden. Im
Sexualkundeunterricht wird davon gesprochen, sich Zeit zu lassen und auf
„die richtige Person“ zu warten. Doch dass ein „Nein“ auch eine dauerhafte
Option sein darf, wird selten vermittelt.

Jugendliche, die sich als asexuell outen, bekommen häufig unterstellt,  sie
wären „Spätzünder_Innen“ und würden ihre Präferenzen ändern, wenn sie
älter wären. Das passt perfekt in das Vorurteil, Jugendliche wären impulsive
und entscheidungsunfähige Opfer ihres Hormonhaushalts. Es wird so getan,
als  wüssten  Jugendliche  so  wenig  über  sich  selbst,  dass  ihre  aktuelle
Identität  wertlos  wäre  und  sie  eines  Tages  als  völlig  andere  Menschen
aufwachen könnten. Viele Jugendliche kennen ihre Gefühle und Bedürfnisse,
bekommen jedoch beigebracht, sich selbst nicht zu vertrauen. Das ist der



Grund, warum asexuelle Menschen im Durchschnitt länger als andere queere
Personen brauchen, um ihre sexuelle Orientierung herauszufinden.

 „Hattest  du  schon  einmal  Sex?“  ist  eine  häufige  Fangfrage,  bei  der
asexuellen Menschen abverlangt wird, möglichst viele negative Erfahrungen
vorzuweisen. Sie sollen ihre ganze Jugend lang leiden, an sich zweifeln und
sich traumatisieren lassen, bevor sie erwarten dürfen, dass ihnen geglaubt
wird. Die Behauptung, sie hätten einfach noch nicht „den_die Richtige_n“
gefunden, ist nutzlos und irrelevant. Es ist makaber, von asexuellen Personen
zu  verlangen,  sie  sollten  ihr  ganzes  Leben  auf  der  Suche  nach  etwas
verbringen,  das  es  ihnen  ermöglicht,  sich  an  unterdrückerische  sexuelle
Normen anzupassen.

„Du  hast  bestimmt  ein  leichtes  Leben“:
Asexualität  ist  kein  Ausweg  aus  dem
Patriarchat
Asexuelle Menschen werden regelmäßig als naiv und unreif abgestempelt.
Das Recht auf Selbstbestimmung und Vernunft wird ihnen abgesprochen.
Hier zeigt sich die sogenannte Chrononormativität: die Idee, dass Menschen
ihr Leben nicht nach ihrem eigenen Tempo leben sollten, sondern dass es
Meilensteine gibt, die ab einem bestimmten Alter erreicht werden müssen,
wie zum Beispiel das „Erste Mal“. Dieser Kampf gegen unsichtbare Deadlines
wird  im  Kapitalismus  absichtlich  provoziert,  um  Menschen  effizienter
auszubeuten.

Häufig müssen asexuelle Menschen sich herablassende Kommentare darüber
anhören, wie „einfach“ ihr Leben doch wäre. Aber Asexualität ist nur dann
einfach, wenn sie auf einen einzigen Satz heruntergebrochen wird, wie es in
Mainstream-Medien  oft  der  Fall  ist.  Genau  wie  jede  andere  sexuelle
Orientierung  hat  Asexualität  viele  Facetten  und  sexuelle  Anziehung  zu
empfinden  ist  keine  mystische  Schwelle,  die  den  Unterschied  zwischen
Kindheit und Erwachsensein markiert.

Asexualität ist keine Freikarte, um der Unterdrückung durch das Patriarchat



zu  entkommen.  Tatsächlich  sind  asexuelle  Menschen  massiv  von
sexualisierter  Gewalt  betroffen.  Durch  die  anerzogene  Verunsicherung
gegenüber den eigenen Bedürfnissen geraten sie leicht an manipulierende
Täter_Innen,  die  ihre  Verletzlichkeit  ausnutzen,  um ihnen  Schuldgefühle
einzureden.  Nicht  selten  kommt  die  Gewalt  in  Form  von  „korrektiver“
Vergewaltigung daher, mit dem Ziel, die Person wieder „normal“ zu machen.

Viele  asexuelle  Menschen erlernen ein  hypersexuelles  Verhalten,  um die
eigene Orientierung vor sich selbst und anderen zu verstecken. Sie erfahren
weder von Asexualität, noch von Konsensprinzipien wie „Nur Ja heißt Ja“.
Deshalb wachsen sie mit dem beängstigenden und verstörenden Gedanken
auf, eines Tages Sex haben zu müssen. Miranda Fricker bezeichnet das als
hermeneutische  Ungerechtigkeit:  Sprache  und  Diskurse  sind  von  den
Belangen der Herrschenden geprägt, deshalb haben unterdrückte Menschen
kaum  Möglichkeiten,  ihre  eigene  Unterdrückung  zu  erkennen,  über  sie
nachzudenken und sie sprachlich auszudrücken.

„Empower dich doch einfach“: Was bedeutet
sexuelle Befreiung?
Die rückständigsten Teile des bürgerlichen Familienideals abzulehnen, gilt
mittlerweile  als  aufgeklärt  und  emanzipiert.  Doch  ein  gewisses  Maß  an
harmloser „Ich mag den Valentinstag nicht“-Rebellion darf nach wie vor nicht
überschritten werden. So gilt Sexualität immer noch als unverzichtbarer Teil
jeder romantischen Beziehung.

In  linken  Strukturen  werden  insbesondere  asexuelle  Frauen  oft  als
verklemmt abgestempelt. Sie gelten als Objekte des Mitleids, die sich noch
von anerzogener Prüderie und Scham befreien müssen. Kein aufregendes
Sexualleben  vorweisen  zu  können,  wird  mit  konservativen  Ansichten
gleichgesetzt. Weibliche Sexualität soll kultiviert werden, um „feministische“
Politik  zu  performen  –  damit  auch  Frauen  Sex  konsumieren  und  sich
„empowert“ fühlen können. Das Patriarchat wird dabei als der einzige valide
Grund genannt, warum manche Frauen keinen Sex haben möchten.

Es wird an der Idee festgehalten, dass gesellschaftlich tabuisierte Formen



von Sex, wie z.B. BDSM, einen Menschen inhärent befreiter machen würden.
Das Bedürfnis, Sex zu einer lässigen Performance werden zu lassen, um sich
selbst als aufgeschlossen zu inszenieren, hängt damit zusammen, dass die
politisch  Konservativen  sich  in  der  Öffentlichkeit  auch  gern  sexuell
konservativ  präsentieren.

Es stimmt, dass sexuelle Praktiken Menschen dabei helfen können, Scham
abzubauen und sich in ihrem Körper selbstbewusst zu fühlen und natürlich
unterstützen wir die freie sexuelle Entfaltung aller Menschen- insofern sie
das Bedürfnis danach haben. Doch Sex allein hat nicht die Macht dazu, die
Welt  zu einem gerechten Ort  zu machen.  Er ist  keine antikapitalistische
P r a x i s ,  d i e  a u f  m a g i s c h e  W e i s e  g e s e l l s c h a f t l i c h e
Unterdrückungsmechanismen  aushebeln  könnte.

„Wer zweimal mit derselben pennt…“: Sex als
Waffe gegen Krieg und Faschismus?
Schon die 68er-Bewegung definierte die sexuelle Befreiung damit, möglichst
viel  unverbindlichen Sex zu haben und betrachtete dies als Mittel  gegen
Krieg und Unterdrückung. Diese Idee mag sich richtig anfühlen, ist jedoch
fehlgeleitet. Wie Angela Chen schreibt: „The revolution will not come on the
tidal wave of your next multiple orgasm, on the floor of your communal living
space. It will only happen if you have an actual plan for destroying systems of
oppression and exploitation.” Asexualität ist kein politisches Versagen, das
überwunden werden muss, sondern eine Identität, die respektiert gehört.

Auch  psychoanalytische  Ansätze  versuchen,  Sex  als  Patentlösung  zu
verkaufen und jedes gesellschaftliche Problem in Bezug darauf zu erklären.
Die Idee der 68er, mit einer „befreiten“ Sexualität die Antikriegsbewegung
zu  stärken,  geht  auf  den  Freud-Schüler  Wilhelm  Reich  zurück.  Dieser
glaubte,  eine  unterdrückte  Sexualität  wäre  die  Ursache des  Faschismus.
Doch der Faschismus ist in den materiellen Verhältnissen einer Gesellschaft
begründet. Er ist ein Phänomen des Imperialismus und das letzte Mittel zur
Niederschlagung des Klassenkampfes. Ihn mit unterdrückter Sexualität zu
begründen,  ist  eine  faule  Erklärung  für  ein  komplexes  Phänomen.  Das



menschliche  Verhalten  ist  vielfältiger  als  das  und  es  ist  übergriffige
Spekulation,  Menschen  heimliche,  unbewusste  sexuelle  Wünsche  zu
unterstellen.

Nicht  selten müssen asexuelle  Menschen sich auf  respektlose Weise  mit
sogenannten Incels vergleichen lassen. Häufig wird davon ausgegangen, ein
Mangel an Sex hätte die extrem frauenverachtenden Incels zu frustrierten
Sexisten  und  Faschisten  gemacht.  Dabei  wird  ausgeblendet,  dass  das
traditionelle  Bild  des  Mannes  als  Ernährer  und  Beschützer  angesichts
kapitalistischer Krisen und sich wandelnder Rollenbilder ins Wanken geraten
ist.  Incel  zu  werden ist  nicht  die  Folge  von zu  wenig  Sex,  sondern  die
Ausweitung einer Sozialisation, in der Abwertung und Erniedrigung Teil des
Systems sind und man als Jugendliche_r oder Arbeiter_In ständig Angst vor
dem Abstieg haben muss. Unterdrückungsformen wie Sexismus lassen uns
dabei  die Schuldigen in anderen Teilen der Arbeiter_Innenklasse suchen,
anstatt  bei  den Kapitalist_Innen,  die  tatsächlich von unserer  Ausbeutung
profitieren. In unterdrückerischen Verhältnissen ist die Incel-Ideologie ein
leichter Weg, um sich selbstwirksam zu fühlen. Dieses toxische Verhalten
führt mitunter dazu, dass sexuelle Erfolge ausbleiben und nicht umgekehrt.

„Bist  du  eigentlich  depressiv?“:  Asexuelle
Menschen sind nicht krank!
Unsere Gesellschaft wird von der gewaltvollen Norm strukturiert, dass alle
Menschen romantische und sexuelle  Anziehung spüren sollen.  Wer diese
Erwartung nicht erfüllen kann oder möchte, wird schnell für krank erklärt,
also pathologisiert. Genau wie es früher bei Homosexualität der Fall war,
wird  Asexualität  oft  als  Traumafolge  verbucht.  Allerdings  gibt  es  keine
wissenschaftliche  Studie,  die  beweisen  kann,  dass  Trauma  die  sexuelle
Orientierung ändern kann.

Auch für Depressionen ist fehlendes Interesse an Sex ein Diagnosekriterium.
Normerfüllende,  romantisch-sexuelle  Beziehungen  werden  von
Therapeut_Innen  als  Beweis  dafür  gesehen,  dass  sich  soziale  Ängste
verringert haben. Eine bestimmte Art von menschlicher Intimität als Idealfall



zu verbuchen, führt zu Fehldiagnosen und falschen Behandlungen. Für trans
Personen können „falsche“ Antworten auf die Abfrage der Sexualität  zur
Verweigerung der Behandlung führen, weil davon ausgegangen wird, dass
sexuelle „Erfüllung“ und psychische Gesundheit sich proportional zueinander
verhalten.

40%  der  asexuellen  Menschen  wurde  schon  einmal  angeboten,  sie  zu
„heilen“.  Für  Menschen  mit  geringem  sexuellem  Verlangen  gibt  es  die
Diagnose  HSDD  (hypoactive  sexual  desire  disorder),  umgangssprachlich
Frigidität  genannt.  Nach  dem  DSM-4,  einem  wichtigen  psychiatrischen
Leitfaden, konnte HSDD bis 2013 selbst dann diagnostiziert werden, wenn
ausschließlich  der_die  Partner_In  darunter  litt.  Seit  der  Erscheinung des
DSM-5 wird die Störung nur noch diagnostiziert,  wenn die Person selbst
leidet und sich nicht als asexuell identifiziert.

Auch diese neuen Diagnosekriterien ergeben wenig Sinn. Keine oder wenig
sexuelle Anziehung zu verspüren, ist  keine Krankheit,  unabhängig davon,
welches  Wort  dafür  verwendet  wird.  Der  Unterschied  zwischen  einer
psychischen Krankheit und einer sexuellen Orientierung besteht nicht darin,
wie eine Person sich damit fühlt. Ist ein schwuler Mann nur dann schwul,
wenn er mit seiner Homosexualität glücklich ist?

HSDD  und  Asexualität  haben  unterschiedliche  intellektuelle  Ursprünge.
HSDD  stammt  aus  dem  medizinischen  Bereich,  während  Asexualität  im
Bereich  der  sozialen  Gerechtigkeit  verwurzelt  ist.  Bei  der  Diagnose  von
HSDD sind Ärzt_Innen die Autorität, während asexuelle Menschen betonen,
dass jeder Mensch selbst entscheiden muss. Bei HSDD wird eine Abweichung
zum Problem erklärt, bei der Asexualität geht es darum, Vielfalt zuzulassen,
auch wenn sie sich unbequem anfühlt.

Asexuelle  Menschen glauben nicht  an  eine  moralische  Verpflichtung zur
Steigerung des sexuellen Verlangens. Sie kritisieren, dass Menschen ihre
Asexualität  erst  dann  akzeptieren  dürfen,  wenn  eine  „Heilung“
ausgeschlossen  wurde.  Die  HSDD-Diagnose  ist  nutzlos,  weil  es  eine
sinnvollere  Alternative  gibt:  zu  akzeptieren,  dass  das  Leid  durch
Stigmatisierung  zustande  kommt,  und  gegen  diese  Diskriminierung



anzukämpfen.

„Das  ist  doch  keine  gesunde  Beziehung“:
Diskriminierung  durch  den  Staat
Die Diskriminierung gegen asexuelle Menschen wird auch von staatlicher
Seite getragen: Die Kosten für eine künstliche Befruchtung werden nur in
heterosexuell  gelesenen  Partner_Innenschaften  von  der  Krankenkasse
übernommen, bei denen der „natürliche Weg“ nicht funktioniert.  Auch beim
Adoptionsverfahren muss eine „stabile“ Ehe vorgewiesen werden. Dazu zählt
üblicherweise auch körperliche Intimität.

Wenn  eine  verheiratete  Person  keine  deutsche  Staatsbürger_Innenschaft
besitzt,  kann  der  Verdacht  aufkommen,  dass  sie  diese  über  die  Heirat
erlangen wollte.  Menschen in Ehen mit  getrennten Schlafzimmern haben
kaum eine Möglichkeit zu beweisen, dass es sich nicht um eine Scheinehe
handelt.  Daran  zeigt  sich,  wie  willkürlich  Beziehungsnormen
zusammengewürfelt sind. Heutzutage fallen getrennte Schlafzimmer unter
den Begriff „Eheproblem“, früher waren sie im Bürgertum die Norm. Daran,
wie vielen gesetzlichen, kulturellen und moralischen Erwartungen Sexualität
unterworfen ist,  lässt  sich leicht  erkennen,  dass sie  alles  andere als  die
„natürlichste Sache der Welt“ ist.

Fazit
Asexuell zu sein ist mühsam in einer Welt, die Sex als das Highlight einer
jeden Beziehung markiert.  Doch sexuelle Interaktion ist  nicht die einzige
bedeutungsvolle  Verbindung,  die  Menschen  in  ihrem  Leben  eingehen
können. Sie ist weder die Quelle des höchsten Glücks, noch der ultimative
Beweis  dafür,  dass  Menschen  sich  lieben.  Die  Verbundenheit  zu
Freund_Innen, Familie, Natur, Sport, Wissenschaft, Politik oder Kunst ist für
viele Menschen ein ebenso erfüllender Teil des Lebens.

Ziel der sexuellen Befreiung ist, dass es eines Tages selbstverständlich und
leicht sein wird, ohne Zwang oder Rechtfertigung nach Konsensprinzipien zu



leben.  Wenn  soziale  Skripte  wie  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie
absterben, kann Sexualität vom Profitdruck gelöst werden. Das heißt,  sie
wird nicht länger als Marketingstrategie ausgeschlachtet werden oder ein
Werkzeug sein, um den Nachschub an Lohnarbeitenden sicherzustellen. Eine
Gesellschaft, die Asexualität vollends akzeptieren möchte, muss sich nicht
nur  von  hierarchischen  Beziehungsformen,  Vergewaltigungskultur  und
oberflächlichen  Vorstellungen  von  vertraglichem  Konsens  verabschieden,
sondern letztendlich auch von Leistungsdruck, kapitalistischer Ausbeutung
und Profitmaximierung, sowie von geschlechtlicher Arbeitsteilung. 

Deshalb fordern wir:

Gegen  die  Vergewaltigungskultur!  Für  einen  inklusiven
Sexualkundeunterricht, der eine Vielfalt an sexuellen Orientierungen
vermittelt und sich an Konsensprinzipien orientiert.
Für  den  vollen  Zugang  zu  Elternschaft,  Adoptionsrechten  und
reproduktionsmedizinischen  Behandlungen  auch  für  queere
Menschen.  Gegen  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie  und  die
kulturelle  Überhöhung  von  Sexualität.
Gegen  Konversionstherapien,  korrektive  Gewalt  und  die
Pathologisierung von Asexualität. Für eine echte sexuelle Befreiung,
auch für Jugendliche.
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Ausbildung für alle?!
Von Lia Malinovski, März 2023

Die Bundesregierung hat diese Woche beschlossen: Es soll jede_r Jugendliche
das Recht auf eine Ausbildung bekommen. Sollte man keinen betrieblichen
Ausbildungsplatz  bekommen  und  nachweisen  können,  dass  man  sich
erfolglos beworben hat, soll es die Möglichkeit auf eine außerbetriebliche
Ausbildung geben.

Was wurde beschlossen?
Es wurde ein neues Gesetz  beschlossen,  laut  dem alle  Jugendlichen,  die
keinen  Ausbildungsplatz  bekommen  haben,  das  Recht  auf  eine
außerbetriebliche  Ausbildung  bekommen  sollen.  Dabei  ist  die  Dauer
zwischen  24  und  42  Monaten.  Die  Ausbildung  sol l  mit  einem
vollqualifizierenden und formell gleichwertigen Berufsabschluss enden. Das
Gesetz  soll  am 01.  August  2024 in  Kraft  treten.  Es  soll  für  alle  jungen
Menschen gelten, die nachweisen, dass sie sich erfolglos beworben haben, in
der  Berufsberatung  waren,  vom  Jobcenter  nicht  in  eine  betriebliche
Ausbildung vermittelt werden konnten und in Regionen leben, in denen es zu
wenig Ausbildungsplätze gibt. Die DGB-Jugend wertet das Gesetz als Erfolg
der Gewerkschaft,  kritisiert aber auch, dass es nicht ausreichend ist und
fordert den Ausbau von Ausbildungsstätten.

Wie stehen Marxist_Innen dazu?
Erst einmal muss gesagt werden, dass wir es natürlich unterstützen, wenn
Jugendliche  das  Recht  auf  eine  Ausbildung  haben.  Dieses  Recht  muss
verteidigt und ausgebaut werden. Doch was kann aus diesem Gesetz folgen?
Das ist schwierig abzuschätzen. Denkbar ist aber, dass es zu einem Abbau an
betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten kommt, da diese teuer für Betriebe
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sind  und  wenn  der  Staat  sie  eh  bezahlt,  wieso  sollte  man  dann  selber
ausbilden? Eine Frage, die nicht geklärt ist, ist die Frage nach dem Gehalt.
Ausbildungsgehälter sind viel zu niedrig und haben einen Mindestlohn von 6€
statt  den regulären  12.   Aber  viele,  besonders  schulische  Ausbildungen,
bezahlen  ihre  Azubis  gar  nicht  erst.  Wie  es  bei  der  außerbetrieblichen
Ausbildung hier aussieht, steht nicht fest. Wir müssen aber dafür einstehen,
dass die Ausbildung bezahlt wird und die Löhne weiter angehoben werden!

Ansonsten schließen wir uns dem DGB an, mit der Forderung nach mehr
betrieblichen Ausbildungen. Zwar sagt der Bundesarbeitsminister, dass die
betriebliche  Ausbildung  weiterhin  die  Regel  sein  soll,  ob  das  sich  so
bewahrheitet steht zur Debatte. Anstatt außerbetriebliche Ausbildungen zu
fördern, müssen betriebliche Ausbildungen ausgebaut werden und die Löhne
angehoben werden!

Wir fordern also:

Nein zum Abbau von Lehrstellen in Betrieben! Für mehr Lehrstellen
mit Facharbeiter_Innenabschluss!
Umwandlung  von  Berufsvorbere i tungsmaßnahmen,
Berufsgrundschuljahren und allen Sondermaßnahmen in Lehrstellen!
Keine Arbeit unter Tarif! Für die gewerkschaftliche Organisierung
aller Jugendlichen!
Gegen Jugendarbeitslosigkeit! Für Ausbildungen für alle Jugendliche!
Für  die  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften  von  arbeitslosen
Jugendlichen!
Für die  Anpassung der  Löhne an die  Inflation,  kontrolliert  durch
Ausschüsse der Arbeiter_Innen und Auszubildenden!



Selbstbestimmungsgesetz  –
lange nicht genug!
Von Lia Malinovski, März 2023

Mittlerweile  dürfte  es  den  meisten  Menschen  ein  Begriff  sein:  Das
Selbstbestimmungsgesetz.  Es  soll  das  alte,  menschenverachtende  und
diskriminierende „Transsexuellengesetz“ (kurz TSG) abschaffen und durch
eine  menschenwürdige  und  progressive  Gesetzgebung  ersetzen.  Klingt
erstmal gut, aber ist es das wirklich? Das wollen wir in diesem Artikel klären.

Was ist das alte TSG?
Um eine Vorstellung davon zu bekommen, was das Selbstbestimmungsgesetz
konkret verändert, sollten wir uns vorher das TSG angucken. Das TSG regelt,
wie  Menschen  ihren  Namen  und  Geschlechtseintrag  rechtlich  ändern
können, also wie er auf dem Perso und in anderen offiziellen Dokumenten
steht. Bisher sah das Verfahren so aus: Anstatt einfach zum Standesamt zu
gehen, und dort die Änderungen vorzunehmen, ist es eine Entscheidung des
Gerichts.  Das  Gericht  will  wiederum zwei  psychologische  Gutachten,  die
besagen, dass man „wirklich trans“ ist. Was auch immer das bedeuten soll.
Die  Gutachten  müssen  unabhängig  voneinander,  von  spezialisierten
Sachverständiger_Innen gemacht werden und auch Auskunft darüber geben,
ob  sich  das  „Zugehörigkeitsempfinden  [zum  anderen  Geschlecht]  des
Antragstellers mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr ändern wird.“ (TSG
§4,  Abs.  3).  Danach  entscheidet  das  Gericht,  ob  der  Wunsch  der/des
Antragssteller_In  erfüllt  wird.  Selbst  wenn  man  das  ganze  Verfahren
durchlaufen hat und positive Gutachten vorweisen kann, kann es also sein,
dass der Personenstand, Name oder Geschlechtseintrag gar nicht geändert
wird.

Das ist aber nicht das Schlimmste. Denn die Gutachten kosten nicht nur
extrem viel, sondern sind im Prozess ihrer Erstellung oft sehr übergriffig.
Erfahrungsberichte vieler trans Personen zeigen, dass es nicht selten ist,
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dass man über die Sexualität, sexuelle Fantasien, Pädophilie, Masturbation,
etc. befragt wird. Also Dinge, die nicht nur gar nichts mit dem Geschlecht zu
tun haben, sondern auch noch extrem übergriffig sind und teilweise ekelhafte
Unterstellungen  vermitteln.  Die  erwähnten  hohen  Kosten  machen  es
außerdem besonders für trans Personen aus armen Verhältnissen oder trans
Jugendliche schwer, das Verfahren überhaupt zu einzuleiten – 500 bis 1000
Euro pro Gutachten lassen sich nicht immer einfach so auftreiben, doppelt
erst recht nicht!

Selbstbestimmungsgesetz  –  eine  gute
Alternative?
Es braucht also eine Alternative zum bisherigen TSG. Das sagen nicht nur
wir,  mittlerweile  hat  es  selbst  die  Bundesregierung  verstanden.  Deshalb
haben sich  Justizminister  Marco  Buschmann und Familienministerin  Lisa
Paus jetzt endlich auf eine Reform geeinigt. Wie die aussehen soll, haben sie
in den „Eckpunkten für das Selbstbestimmungsgesetz“ aufgeschrieben und
mittlerweile sogar einen Gesetzentwurf vorgestellt. Unter anderem ist darin
vorgesehen,  dass  trans  Personen künftig  nicht  mehr  zum Gericht  gehen
müssen, sondern beim Standesamt und ohne unnötige und diskriminierende
Gutachten die Namensänderung beantragen können. Das Gleiche gilt auch
für  den  Geschlechtseintrag.  Wie  im  alten  TSG  soll  es  auch  ein
Offenbarungsverbot geben, wodurch es illegal ist, den „Deadname“, also den
alten, toten Namen zu veröffentlichen oder zu gebrauchen. Das ist ziemlich
cool, denn der Deadname heißt nicht umsonst so und es ist sehr respektlos
den alten Namen zu nutzen oder sogar zu verraten. Aber nicht alles an dem
Gesetzentwurf  ist  cool:  Es  wurde  laut  der  „Süddeutschen  Zeitung“  eine
Passage eingefügt, die expliziten Frauenräumen das Recht gibt, auch nach
der Namens- und Personenstandsänderung trans Frauen aus diesen Räumen
auszuschließen,  wenn  es  gewollt  ist  –  und  ihnen  damit  die  Identität
abzusprechen. Also ziemlich uncool, nett ausgedrückt.

Rückschrittlichkeit unter dem Deckmantel des



Progressiven?
Diese  Passage  im  Selbstbestimmungsgesetz  würde  eine  transfeindliche
Praxis, die sowieso schon passiert ist, legalisieren! Es ist also ein krasser
Rückschritt, denn es soll legal werden, trans Personen rauszuwerfen, wenn
sich  die  Andere  mit  ihnen  unwohl  fühlen.  Da  man  trans  Personen  ihre
Transidentität aber nicht immer ansieht, wird das auf lange Sicht auch auf
cis Frauen zurückfallen, wenn sie nicht den klassischen Geschlechterrollen
entsprechen. Unter dem Deckmantel der Bekämpfung von Sexismus werden
Geschlechterrollen gestärkt und das Verstoßen dagegen weiter geächtet.

Die Passage ist auf Druck von TERFs erst reingekommen. Sie verbreiten seit
Jahren  das  Bild  des  Mannes,  der  sich  in  Kleider  steckt,  um Frauen  zu
belästigen.  Um  das  zu  untermauern,  fälschen  sie  sogar  Statistiken  und
schüren ein Klima der Angst vor trans Frauen. Unterstützt wird das von AfD
und  Co,  von  Medien,  aber  auch  in  der  „bürgerlichen“  Politik.  Und
Auswirkungen hat das nicht nur auf trans Personen, sondern auch auf cis
Frauen. Schon jetzt  gibt es Berichte,  nach denen cis Frauen angegriffen
werden, weil ihnen unterstellt wird, trans zu sein. Auf Twitter werden jetzt
schon  Vagina-Vergleiche  gemacht,  mit  einer  pseudowissenschaftlichen
Unterscheidung zwischen „echten“ Vaginas und „gemachten“.  Auch diese
sind nicht haltbar und gefährden nicht nur trans Frauen!

Dieser Teil des Gesetzes reiht sich ein in eine Welle transfeindlicher Gesetze
weltweit–  in  den  US-Bundesstaaten  Tennessee  beispielsweise  gibt  es
mittlerweile  einen  staatlichen  Zwang  zum  Detransitionieren  (eventuelle
Geschlechtsangleichungen, und sei es nur gesellschaftlich, nicht körperlich,
wieder  rückgängig  machen)  und  trans  Personen  werden  aus  der
Öffentlichkeit  gedrängt.  Der  Absatz  aus  dem  Selbstbestimmungsgesetz
gestrichen  werden!  Keinen  Meter  der  menschenverachtenden
transfeindlichen Politik, die versucht, unsere hart erkämpften Rechte wieder
zurückzunehmen!

Was braucht es noch?
Auch abgesehen davon ist  das  Selbstbestimmungsgesetz  nicht  genug.  Es



geht zwar einen wichtigen Schritt, aber ist lange nicht genug. Beispielsweise
soll,  nachdem  man  den  Antrag  ans  Standesamt  übergeben  hat,  eine
dreimonatige Bedenkzeit eingeführt werden. Das macht die Änderung von
Namen und Geschlechtseintrag unnötig kompliziert und bürokratisch.

Statt eines Selbstbestimmungsgesetzes, das reaktionäre Ideen enthält und in
den  progressiven  Punkten  viel  zu  kurz  greift,  braucht  es  tatsächliche
Selbstbestimmung!  Es  braucht  eine  revolutionäre  Perspektive.  Und  die
Selbstbestimmung darf sich nicht nur auf den Namen und Geschlechtseintrag
beschränken, sondern muss auch die medizinische Transition organisieren.

F ü r  e i n e  r e v o l u t i o n ä r e  A l t e r n a t i v e  s o w o h l  z u m
Selbstbestimmungsgesetz,  als  auch  zum  TSG!  Für  echte
Selbstbestimmung!
Für den Ausbau von Unisex-Orten an Schulen, Unis, in Betrieben und
in der Öffentlichkeit!
Gegen den Zwang den behördlichen Namen in Schulen, in offiziellen
Dokumenten und in Bewerbungen etc. anzugeben! Gegen die Pflicht,
ein Geschlecht in offiziellen Dokumenten anzugeben!
Für  das  Recht  auf  kostenfreien und unbürokratischen Zugang zu
medizinischer Geschlechtsangleichung und der offiziellen Namens-
und Personenstandsänderung!

Der  Kampf  gegen  Klassismus:
Ist das Klassenkampf oder kann
das weg?
von Torben Krause, März 2023
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Klassismus ist heute in vielen linken oder links-liberalen Kreisen ein Begriff,
welcher  immer wieder  auftaucht,  jedoch sehr  verschiedene Dinge meint.
Dass  der  Begriff  ursprünglich  aus  den  sozialistischen,  sich  klar  gegen
bürgerliches Denken und bürgerlichen Feminismus abgrenzenden „Prolo“
bzw. „Proll“-Lesben Gruppen in den USA um 1970 entspringt, geht teilweise
jedoch gänzlich verloren. So scheint das Einzige, was aus diesem Ursprung
geblieben ist, der Begriff selbst zu sein.

In Deutschland kommt der Begriff 1990, und damit nach dem Zerfall der
Sowjetunion erstmalig ansatzweise auf, doch eine Rolle scheint er tatsächlich
erst  in den letzten Jahren zu spielen –  umso wichtiger,  sich auch damit
einmal aus revolutionärer Perspektive auseinanderzusetzen.

Was bedeutet Klassismus?
Obwohl  einige  Interpretationen  des  Begriffs  „Klassismus“  geläufig  sind,
lassen sich doch 2 vorherrschende Deutungsweisen beobachten. Die Erste ist
dabei  sehr  umfassend  und  umfasst  Klassenverhältnisse,  Ausbeutung,
Chauvinismus (Überlegenheitsdenken gegenüber anderen sozialen Gruppen)
und  mehr.  Das  Problem  hierbei  liegt  darin,  dass  diese  Interpretation
ebensolche konkreten Begriffe verwischt und praktisch relativ nutzlos wird,
weil niemand mehr weiß, was nun tatsächlich gemeint ist. Dieses Problem ist
so offensichtlich, dass mehr und mehr eine zweite Interpretation des Begriffs
ins Licht rückt, welche nun zu dominieren scheint. Diese meint zunächst eine
Diskriminierung zwischen verschiedenen sozialen  Klassen oder  Schichten
oder  sogar  innerhalb  einer  solchen.  Dabei  wird  sich  nicht  auf  eine
tatsächliche Klassenanalyse des Kapitalismus bezogen. Stattdessen wird aus
dem  Klassismus  ausschließlich  eine  Frage  des  gegenseitigen  Respekts
gemacht, ein Phänomen welches sich hier nicht das erste Mal zeigt, sondern
bereits  in  den  Diskursen  um  beispielsweise  Rassismus,  Sexismus  oder
Transunterdrückung zu beobachten war oder ist. Diskurse zu systematischen
Unterdrückungen werden immer wieder zu lediglich zwischenmenschlichen
Problemen  erklärt,  die  sich  durch  einfache  Umgangsregeln  oder  „Fact-
Checking“ lösen ließen.

Dabei ist Klassismus tatsächlich eine Unterdrückungsform zur Spaltung der



Arbeiter_Innenklasse  und  eine  Ideologie  zur  Aufrechterhaltung,
Rechtfertigung  und  Durchsetzung  kapitalistischer  Macht-  und
Klassenverhältnisse. Diese werden bewahrt, indem ein Feindbild innerhalb
der Arbeiter_Innenklasse geschaffen wird, z.B. das des „faulen Arbeitslosen“.
Überausgebeutete  Arbeiter_Innen sollen also  ihre  Wut  nicht  gegen ihren
Chef richten, der mit ihrer Arbeit immer reicher wird, sondern gegen Teile
ihrer Klasse, denen es noch schlechter geht als ihnen. Aus diesen werden
Stereotype  geformt,  die  von  der  Gesellschaft  abgelehnt  und  abgewertet
werden und diese Menschen aus sozialen Kämpfen ihrer Klasse isolieren.

„Das ist normal und niemand kann was dafür“
Ein  gutes  Beispiel,  um  zu  zeigen,  warum  ein  liberaler  Kampf  gegen
Klassismus sogar für soziale Kämpfe gefährlich sein kann, ist ein Instagram-
Beitrag des   offiziellen Accounts des Content-Netzwerks von ARD und ZDF –
„Funk“.  In  diesem wird  der  Blick  weg  von  tatsächlichen  Ursachen  und
Maßnahmen gegen Armut gerichtet und für ein rein individuelles Handeln
gegen ihre Auswirkungen plädiert. So solle man das Thema Armut im Kreis
von Armutsbetroffenen einfach weniger ansprechen oder ihnen Sachen ohne
zu fragen einfach bezahlen. Der Höhepunkt dieses Beitrages stellte jedoch
ein Zitat dar, welches in den darauffolgenden Wochen und Monaten zu einem
regelrechten Meme in verschiedenen sozialen Medien wurde: „Akzeptiert,
dass eure Freunde weniger Geld haben. Das ist normal und niemand kann
was dafür.“ Auch wenn „Funk“ für diesen Beitrag stark kritisiert wurde, zeigt
doch auch dieses Zitat, wie eine Abkehr von realen Problemen stattfindet. So
ignoriert man diese als solche nahezu komplett und fuchtelt gleichzeitig mit
dem moralischen Zeigefinger,  man solle aus Höflichkeit  und Respekt das
Thema einfach nicht weiter ansprechen, denn Armut sei ja „normal“ und vor
allem  könne  niemand  etwas  dafür-  besonders  nicht  das  kapitalistische
Wirtschaftssystem, welches Armut fördert oder die Kapitalist_Innen, welche
ihre Angestellten Tag für Tag so ausbeuten, dass diese im Endeffekt nicht
einmal  mehr  ihre  eigenen  Reproduktionskosten  ohne  weiteres  decken
können.

All solche liberalen Ansätze sind dabei also nicht nur zu wenig, sondern auch



für den Kapitalismus äußerst bequem, was in der Vergangenheit, auch in
verschiedensten Protestbewegungen für deren letztendliches Scheitern zum
Teil  verantwortlich gemacht werden kann.  So konnte man immer wieder
beobachten, wie solch ein bürgerliches, individualistisches Herangehen an
systematische  Unterdrückungsmechanismen  erst  zu  unzureichenden
Forderungen, dann zu falschen Kompromissen und schließlich zur Erhaltung
der gleichen Unterdrückungen in einem neuen Gewand geführt hat.

Perspektive
Da sich das vorige nun so drastisch lesen lässt, stellt sich die Frage: Sollten
Revolutionär_Innen  sich  dann  nicht  einfach  aus  solchen  Diskursen
heraushalten? Die Antwort darauf lautet ausdrücklich: Nein, denn nur weil
der  Kampf  gegen  eine  Unterdrückung  bürgerlich  vereinnahmt  ist  oder
werden könnte, heißt das zugleich nicht, dass es keine Perspektive dabei
gäbe.  Doch worin liegt diese?

Unsere  Aufgabe  als  Sozialist_Innen  sollte  sein,  den  Diskurs  in  eine
revolutionäre  Richtung  zu  lenken.  Das  können  wir  tun,  indem  wir  den
Klassenbegriff  als  solchen  bekannter  machen  und  die  Funktion  von
Spaltungsmechanismen  gegen  die  Arbeiter_Innenklasse  aufzeigen.  So
müssen  wir  vermitteln,  dass  beispielsweise  nicht  etwa  Erwerbslose  die
Feinde sind, wie es tagtäglich von der BILD-Zeitung und RTL 2 propagiert
wird.  Sondern,  dass auch bzw.  gerade sie  vom Kapitalismus unterdrückt
werden, indem sie durch viele bürokratische Hürden aber eben auch durch
gesellschaftliche Feindbildschaffung daran gehindert werden, ein Leben zu
führen, welches nicht aus Angst vor der nächsten Rechnung, die man nicht
bezahlen kann und der Angst  vorm Rauswurf  aus der eigenen Wohnung
besteht.

Wir Revolutionär_Innen sollten gegen die Spaltung der Klasse kämpfen, also
auch gegen Klassismus. Wir müssen es uns zur Aufgabe machen, heraus aus
der „links“-liberalen Prägung zu leiten, indem wir Begriffe wie „Ausbeutung“
nicht  lediglich  als  moralische  Kategorien  nutzen,  sondern  damit  die
Aneignung von Mehrwert durch die Kapitalist_Innen meinen. Ein wichtiger
Punkt, an welchem man versuchen kann, eine antikapitalistische Perspektive



an ein  recht  liberales  Verständnis  von Klassismus heranzutragen,  ist  die
Frage  nach  der  Herkunft  von  Klassismus.  Denn  wenn  diese
Unterdrückungsform, wie manche Bürgerliche sagen, von Vorurteilen käme,
wäre  Klassismus  das  Symptom  des  Klassismus  und  die  Ursache  wäre
ebenfalls Klassismus. Dieser logische Zirkelschluss ist natürlich ein Irrtum,
da Klassismus vor allem die Schaffung falscher Feindbilder aufgrund der
Verschleierung oder Leugnung der Ausbeutung und Unterdrückung gegen
die Arbeiter_Innenklasse ist, was auch stetig durch beispielsweise Medien
des Axel-Springer-Verlags propagiert wird.

Zusammenfassend kann man also sagen, dass der Kampf gegen Klassismus
ein Kampf für mehr Klassenbewusstsein und gegen die Spaltungsversuche
der herrschenden Klasse sein kann, aber wir müssen ihn dafür auch richtig
führen  und  uns  nicht  in  moralistischer  Bewertung  und  liberaler
Identitätspolitik  verlieren.  Stattdessen  müssen  wir  die  konkreten
Gegebenheiten dieser Klassengesellschaft analysieren und die Widersprüche
in ihnen aufzeigen.

Für Bewusstsein und Solidarität in und mit der Klasse!

Q&A März: Stalin vs. Trotzki und
warum  der  Konflikt  bis  heute
andauert
Von Jona Everdeen, März 2023

Nur wenige Jahre nach der siegreichen Oktoberrevolution kam es in der
bolschewistischen Partei zu einem folgeschweren Richtungsstreit zwischen
dem  späteren  Herrscher  der  Sowjetunion  Josef  Stalin  und  dem
bolschewistischen  Revolutionär  Leo  Trotzki.  
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Dieser Konflikt mündete darin, dass Stalin in der Sowjetunion die Macht
übernahm, während Trotzki erst aus der Partei ausgeschlossen wurde und
etwas später das Land verlassen musste.

Auch aus dem Exil führte Trotzki seine Opposition gegen Stalin und dessen
Politik fort und warb für eine revolutionäre Alternative zu dieser, bis er 1941
von einem Agenten Stalins ermordet wurde.

Doch spielt es für uns als Kommunist_Innen im 21. Jahrhundert überhaupt
eine Rolle, worüber sich vor fast 100 Jahren gestritten wurde? Oder ist das
bloß  sinnlose  Haarspalterei,  die  die  Einheit  aller  Kommunist_Innen
verhindert?

In  diesem  Artikel  erfahrt  ihr,  welche  Implikationen  der  Richtungsstreit
zwischen Trotzki und Stalin für die gesamte sozialistische Bewegung hatte
und bis heute hat, sowie auch warum wir uns positiv auf die Theorie Trotzkis
beziehen.

Herrschaft des Proletariats?

Die Losungen von Marx, Engels und Lenin zu einer Gesellschaft nach dem
Kapitalismus sind eindeutig: Statt der Herrschaft einer kleinen Minderheit
wie in allen bisherigen Klassengesellschaften sollen nun die Arbeiter_Innen
im Bündnis mit anderen unterdrückten Klassen in Form von Räten herrschen.
Diese Räte sollen die Wirtschaft, die zuvor der Willkür der Kapitalist_Innen
unterlag, demokratisch planen, sodass sich diese nach den Bedürfnissen aller
ausrichtet.

Im  „Realsozialismus“  sieht  das  anders  aus:  Statt  demokratischer  Räte
herrschen hier Bürokrat_Innen. Ein autoritäres Planungsbüro bestimmt die
Wirtschaft, während die Selbstorganisation der Arbeiter_Innen entweder teils
gewaltsam unterbunden oder in  rein symbolische und für  die  Bürokratie
ungefährliche Formen umgeleitet wird, die nicht mehr Mitsprache haben als
Betriebsräte im Kapitalismus. Es herrscht eine Minderheit, eine privilegierte
Kaste,  über die Mehrheit  des Proletariats.  Doch wie konnte es nach der
Oktoberrevolution, in der es den Räten gelang, die Macht zu erobern, dazu
kommen?



Im  russischen  Bürger_Innenkrieg  standen  den  Bolschewiki  einer  extrem
brutalen  konterrevolutionären  Armee sowie  mehreren  Expeditionstruppen
aus Ländern wie Frankreich, Britannien oder den USA gegenüber, die das
Land mit  Terror übersäten.  Dies verschärfte noch die Folgen des Ersten
Weltkriegs und die ohnehin bestehende wirtschaftliche Unterentwicklung des
sehr  landwirtschaftlich  geprägten  Landes.  Die  ökonomische  Lage  in  der
Sowjetunion war nach der Revolution also katastrophal. Infolgedessen war es
zur Verteidigung der Revolution und Etablierung einer nach-kapitalistischen
Wirtschaftsordnung nötig, vorübergehend eine zentrale autoritäre Herrschaft
zu etablieren, in der die Bolschewiki als stärkste Partei sich über die Räte
stellten  und  Aufgaben  wie  Verteidigung  und  Aufbau  der  Wirtschaft
eigenmächtig  bestimmten.

Für  Lenin,  Trotzki  und Genoss_Innen war  klar,  dass  dies  keinesfalls  ein
Dauerzustand sein könnte, jedoch für den Moment notwendig war, wollte
man nicht die Konterrevolution siegen lassen.

Jedoch verselbstständigte sich diese Form der autoritären Herrschaft der
Partei  über die Jahre.  Das lag zum einen daran, dass die wirtschaftliche
Unterentwicklung dafür sorgte, dass es auch, nachdem keine akute Gefahr
mehr durch rechte oder imperialistische Kräfte bestand, schwierig war, eine
funktionierende Planwirtschaft aufzubauen, zumal die erhofften Revolutionen
in den hochentwickelten westeuropäischen Ländern ausblieben. Dadurch war
die  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin  klein  und  hat  zunächst  sogar  an
Bedeutung  verloren.  Zum  anderen  sind  im  Bürger_Innenkrieg  fast  alle
bolschewistischen Revolutionär_Innen der Oktoberrevolution umgekommen
und deren Plätze wurden nun von bäuerlichen und kleinbürgerlichen Kräften
eingenommen.  Dadurch  ist  die  Bolschewistische  Partei  in  ihrer
Zusammensetzung  stark  nach  rechts  gerückt.

Nach  dem Tod  von  Lenin  bildeten  sich  in  der  bolschewistischen  Partei
mehrere Flügel, wovon die zwei Entscheidenden der von Trotzki und der von
Stalin  war.  Trotzki  bestand  darauf,  dass  im  Zuge  einer  forcierten
Industrialisierung, die er vorschlug und Stalin später übernahm, auch die
Kontrolle  schrittweise  zurück  an  die  Räte  der  Arbeiter_Innen  gegeben
werden müsse. Stalins Flügel sagte jedoch, dass die Macht weiterhin bei der



Bürokratie bleiben müsse und baute nach seinem Sieg die Partei um, sodass
sie deren Interessen auf Erhalt von Macht und Privilegien vertrat statt die
des Proletariats.

Wenn wir von „Stalinismus“ sprechen, wollen wir damit nicht sagen, dass
dieser  Prozess  auf  die  Person  Stalins  zurückführbar  wäre.  Wie  oben
hergeleitet, war die materielle Grundlage für eine Bürokratisierung günstiger
und Stalin war ein passender Charakter für die Ordnung und Durchsetzung
der Interessen der Bürokratie, auf die er sich stützte. Die Bürokratie steckt
dabei in einer widersprüchlichen Situation: Zum einen stützen sie sich auf
die  Überwindung  des  Kapitalismus  und  müssen  den  Rückfall  in  diesen
fürchten.  Zum  anderen  bedrohen  ihre  Herrschaft  auch  unkontrollierte
revolutionäre Bestrebungen und weitere Schritte hin zum Sozialismus. Dieser
Erhalt  des  Status  Quo  der  bürokratischen  Herrschaft  muss  ideologisch
untermauert werden und diese Ideologie bezeichnen wir als „Stalinismus“.
Diese ist  bis  heute  in  der  kommunistischen Bewegung dominant.  Hierzu
wollen wir uns nun die entscheidenden Bausteine anschauen.

Kann es Sozialismus in einem Land geben?

Wie  bereits  erwähnt,  war  eines  der  zentralen  Probleme  der  jungen
Sowjetunion ihre Isolierung in einer noch kapitalistischen Welt. Für Lenin,
Trotzki und die Mehrheit der Bolschewiki war klar, dass die Sowjetunion in
dieser Form nicht lange überlebensfähig sein könne. Jedoch überlebte der
Arbeiter_Innenstaat in der Sowjetunion erstaunlich gut. Denn es gelang ihm,
die  größten  Bedrohungen  durch  Konterrevolution  und  Imperialismus  zu
bändigen  und  langsam  eine  Entwicklung  hin  zur  Industrialisierung  zu
beginnen, während gleichzeitig die Chancen auf Ausweitung der Revolution
immer geringer wurden. Stalins theorisierte diesen Zustand und machte aus
der Not eine Tugend:  Sozialismus in einem Land sei  doch möglich,  also
müsse  die  oberste  Priorität  darauf  liegen,  diesen  in  der  Sowjetunion
aufzubauen  und  zu  schützen,  im  Zweifel  auch  über  den  Interessen  des
Proletariats in anderen Ländern. Letztendlich sollte das aber vor allem die
Sicherheit  der  Sowjetbürokratie  vor  einer  Weltrevolution  schützen  und
gleichzeitig  die  Koexistenz  mit  dem  kapitalistischen  Weltsystem
rechtfertigen.



Fatal wurde diese Politik ab 1935, als sich auf einem Kominterngipfel die
Volksfrontpolitik durchsetzte, also eine Politik der Zusammenarbeit mit und
in Unterordnung unter bürgerliche Kräfte gegen den Faschismus, den Stalin
zu Recht als zentrale Bedrohung für die Sowjetunion sah. Dadurch wurden
jedoch  die  Parteien  zu  reformistischen  Kräften,  die  ihr  Ziel  der
revolutionären Beseitigung des kapitalistischen Systems zurückstellten. Nach
dem 2.Weltkrieg wollte  Stalin  die  im Kampf  gegen den Hitlerfaschismus
geschmiedete  Allianz  mit  den  Westmächten  fortsetzen  und  strebte  eine
„friedliche  Koexistenz“  mit  diesem  an.  Dafür  wurden  die  möglichen
Revolutionen  in  Frankreich  oder  Italien  bewusst  abgewürgt,  sowie  die
Revolution in Griechenland im Stich gelassen, da das Land zum Teil  der
ausgehandelten westlichen Einflusssphäre gehörte.

Für Trotzkist_Innen hingegen ist klar, dass Sozialismus in einem Land nicht
möglich ist, sondern Sozialismus nur als dominantes Weltsystem dauerhaft
bestehen kann. Dem stand die stalinistische Politik aktiv entgegen, womit sie
den Untergang der Sowjetunion manifestierte.

Permanente Revolution oder Etappentheorie?

Ein weiterer zentraler Unterschied zwischen Trotzkismus und Stalinismus
stellt  die  Frage  der  Revolution  in  noch  nicht  voll  entwickelten
kapitalistischen  Ländern  dar.

So vertreten Stalinist_Innen häufig die Etappentheorie, die besagt, dass in
einem  vorbürgerlichen  Staat  mit  unterentwickelten  Produktionsmitteln
zunächst  einmal  einige  Zeit  eine  bürgerlich-parlamentarische  Demokratie
herrschen muss, damit überhaupt die Bedingungen für eine sozialistische
Revolution gegeben sind. Bereits 1917 plädierte Stalin aus diesem Grund
dagegen, die Oktoberrevolution durchzuführen.

Wohin diese jedoch diese Politik führt, wird sehr deutlich am Beispiel des
Irans.  In  der  Revolution  1979  stürzte  das  iranische  Proletariat  das
reaktionäre Schah-Regime in einem Bündnis mit kleinbürgerlichen Kräften.
Anstatt jedoch, wie in Russland 1917, die Führung über dieses Bündnis zu
übernehmen  und  eine  iranische  Räterepublik  zu  schaffen,  bestand  die



stalinistische  Tudeh  Partei  darauf,  dass  es  zunächst  einer  weiteren
kapitalistischen  Entwicklung  bedürfe  und  unterstützte  eine  bürgerliche
Regierung  zusammen  mit  islamistischen  Kräften.

Das Resultat war der Sieg der Konterrevolution in Form des Mullah-Regimes,
dass nun seit 40 Jahren Terror über die Menschen im Iran bringt und gegen
das  nun  eine  neue  Generation  Iraner_Innen  revolutionär  kämpfen  muss,
hoffentlich dieses Mal mit größerem Erfolg.

Trotzkist_Innen hingegen sehen, so wie es am Ende auch die Bolschewiki
taten,  dass  es  im  Kontext  eines  kapitalistischen  Weltsystems  sehr  wohl
möglich ist, auch in einem unterentwickelten Land einen Arbeiter_Innenstaat
zu errichten und mit  dessen Möglichkeiten die  Entwicklung im Eiltempo
nachzuholen. Das Proletariat an der Macht, kann aber nicht dabei stehen
bleiben und muss zum Aufbau des Sozialismus voranschreiten, also aus der
bürgerlichen  Revolution  direkt  in  die  proletarische  überzugehen.  Hierfür
muss diese Revolution jedoch ein Startpunkt für weitere Revolutionen sein,
vor allem in den voll entwickelten kapitalistischen Ländern, optimalerweise
natürlich bis hin zur Weltrevolution. 

Der Übergang vom Kapitalismus zum Arbeiter_Innenstaat

Eine weitere Besonderheit des Trotzkismus ist das Ausformulieren und die
Zentralität eines Programms für den konkreten Übergang vom Kapitalismus
zur proletarischen Revolution. Damit grenzt er sich aktiv ab vom Programm,
das sowohl Stalinist_Innen als auch (linke) Sozialdemokrat_Innen vertreten
und  das  zwei  voneinander  getrennte  Pole  beinhaltet:  Im  Kapitalismus
umsetzbare Reformforderungen, sogenannte Minimalforderungen, sowie die
langfristige  Forderung,  eines  Tages  Sozialismus  zu  erreichen,  also  eine
Maximalforderung, die den Bruch mit dem Kapitalismus schon vorwegnimmt.

Damit  jedoch  lässt  sich  die  Frage,  wie  denn  dieser  Übergang  vom
Kapitalismus in einer sozialistische Wirtschafts-  und Gesellschaftsordnung
aussehen kann, nicht beantworten, was vielen der etablierten stalinistischen
Parteien dazu führt, dass sie zwar den Sozialismus als Ziel nennen, aber
letztendlich nur für Reformen in der Gegenwart kämpfen, die das System



nicht sprengen.

Das  besondere  an  Übergangsforderungen,  wie  Trotzki  sie  aufstellte  und
Trotzkist_Innen  noch  immer  tun,  ist  hingegen,  dass  man  Forderungen
aufstellt, die die Alleinherrschaft des Kapitals angreift und die Macht in die
Hände der Arbeiter_Innen überführt.

Ein  Beispiel  für  eine  Übergangsforderung  ist  die  nach  demokratischer
Kontrolle der Arbeiter_Innen, zum Beispiel über Energieproduktion. Diese
Forderung ist eigentlich sehr einfach und nachvollziehbar, jedoch setzt sie,
sollte sie konsequent umgesetzt werden, einen Bruch mit dem Kapitalismus
voraus, da dieser auf der Verfügungsgewalt der Kapitalist_Innen über ihre
Produktionsmittel, wie eben auch Kraftwerke, Solarfarmen, Stromnetze etc.,
angewiesen  ist.  Andersrum  gesehen  stellt  dies  atomare  Formen  einer
Planwirtschaft  dar.  

Und die Genossis?

„Sozialismus in einem Land“, Etappentheorie und die Praxis, die aus dem
Minimum-Maximum-Programms  folgt,  zeigen,  dass  der  Stalinismus  keine
konsequent  revolutionäre  Ideologie  ist.  Sie  steht  statt  für  die  globale
Revolution  des  Proletariats  und  das  Ende  des  Kapitalismus  für  eine
bürokratisch verwaltete Planwirtschaft in einem bestimmten abgegrenzten
Gebiet  sowie  die  „friedliche  Koexistenz“  mit  dem Weltimperialismus und
somit auch eine Politik der Reformen und des Klassenkompromisses in nicht-
stalinistischen Ländern.

Doch stehen dafür  auch all  jene  die  sich  unkritisch  auf  Stalin  oder  die
degenerierten Arbeiter_Innenstaaten wie Sowjetunion und DDR beziehen?

Die meisten Mitglieder von stalinistischen Kräften glauben aufrecht an die
Weltrevolution und sind bereit für diese zu kämpfen, haben häufig, wenn
auch verkürzt, sogar eine gewisse Kritik an den „realsozialistischen“ Staaten
und sind sicherlich keine Klassenverräter_Innen sowie es die Stalins und
Ulbrichts waren. 

Wir  sollten uns darum nicht  sektiererisch von diesen Kräften abwenden,



sondern  im  Gegenteil  eine  Zusammenarbeit  und  gemeinsame  Klärung
anstreben. Dazu kommt: Sich nur positiv auf den Trotzkismus zu beziehen,
schützt beim besten Willen nicht vor politischer Degeneration, andersherum
wurden  in  anderen  kommunist ischen  Strömungen  wicht ige
Errungenschaften,  Kämpfe  und  Erkenntnisse  gewonnen,  von  denen  wir
profitieren und uns inspirieren lassen sollten. Doch in dieser Praxis, vom
Alltag bis zur Revolution, wollen wir klären, welche Taktik wir für den Sieg
und  die  Befreiung  des  Proletariats  über  Faschismus,  Imperialismus  und
Kapital ismus  brauchen!  Und  wir  sind  überzeugt:  Das  ist  ein
Übergangsprogramm, das den Arbeiter_Innen aufzeigt, wie sie ihre Macht
erkennen und ergreifen können, und eine Internationale, die kompromisslos
und  ohne  Pause  für  eine  weltweite  Räterepublik  und  demokratische
Planwirtschaft  kämpft!

Frankreich: Generalstreik gegen
die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
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der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.

Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!

An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die
Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden



Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.

Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem
Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle
organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich
Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-



und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.

Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die
Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der
Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.

Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,



wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.

Kapitalismus macht krank
Von Pippine Garterbelt, März 2023

Triggerwarnung:  Erwähnung  von  (sexualisierter)  Gewalt,
(sexualisierte)  Gewalt  an  Kindern,  Transfeindlichkeit,  psychische
Erkrankungen,  Suizid,  Krieg  und  Drogenmissbrauch

Dies ist der erste Teil unserer Artikelreihe, die sich mit mentaler Gesundheit
im Kapitalismus beschäftigt. Sie beschäftigt sich einerseits mit den Ursachen
psychischer Erkrankungen und warum der Kapitalismus kein Interesse daran
hat, diese zu bekämpfen, aber auch mit den Perspektiven und notwendigen
Forderungen für eine Zukunft, in der Gesundheit kein Luxus mehr sein muss.

Zahlen & Fakten: Lage der Arbeiter_Innen
Die folgenden Zahlen und Fakten verschaffen uns einen Eindruck davon, wie
ernst die Ausmaße psychischer Erkrankungen in Deutschland sind und wie
vielfältig ihre Auslöser sein können:

Seit  neustem  Stand  sind  13,8  Millionen  Menschen  (das  sind  600.000
Menschen mehr als  noch vor der Pandemie),  also 16,6% der Deutschen,
aktuell von Armut betroffen, davon 2,8 Millionen Kinder und 9,3 Millionen
Rentner_Innen. Jede zweite Rente liegt unter 900 Euro. Wir müssen meist 8
bis  10  Stunden  täglich  arbeiten,  um  unsere  Lebenserhaltungskosten  zu
decken und unsere wenige Freizeit müssen wir dann noch unserer eigenen
Reproduktionsarbeit widmen. Während durch die Inflation alles teurer wird,
besonders die Lebensmittel- und Energiekosten auf Rekordniveau steigen,
bleiben unsere Löhne unten. Unsere hohen Arbeitszeiten und dem massiven
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Leistungsdruck, der uns im Berufsalltag begegnet, sind verantwortlich für
psychische Erkrankungen wie Burnout und Depressionen. Studien belegen,
dass eine Arbeitswoche von 8 bis 20 Stunden die Menschen zufrieden und
produktiver macht, während eine Arbeitswoche mit über 39 Stunden sogar
negative Auswirkungen auf unsere Gesundheit hat.  Das Burnout-Syndrom
entsteht  durch chronischen Stress  am Arbeitsplatz,  der  nicht  erfolgreich
verarbeitet wird und ist erst seit diesem Jahr als Krankheit anerkannt. 2020
waren 180.000 Menschen an Burnout erkrankt, zusammen brachten sie es zu
4,5 Millionen Krankheitstagen. Das Risiko an einem Burnout zu erkranken,
steigt  mit  zunehmendem  Alter.  Besonders  soziale  Berufsgruppen  sind
betroffen. 2021 gab es 611.000 leerstehende Wohnungen, trotzdem leben
Menschen  auf  der  Straße  oder  in  heruntergekommenem,  für  die
Wohngemeinschaften  viel  zu  kleinem  Wohnraum.  Etwa  1,5  Millionen
Mietwohnungen fehlen, besonders in Großstädten ist der Zustand extrem.
2019 wurden knapp 300.000 Wohnungen neu gebaut, weniger als ein Drittel
davon  sind  klassische  Mietwohnungen  und  weniger  als  ein  Zehntel
bezahlbare  Sozialwohnungen.  2022  wurde  in  Berlin  keine  einzige
Sozialwohnung gebaut – dafür wurden etliche abgerissen, um Platz für noch
mehr Eigentumswohnungen zu schaffen. Im Schnitt bewerben sich um jede
freie Wohnung in der Stadt mehr als 200 Menschen. Die Mieten haben sich in
den  letzten  10  Jahren  in  der  Stadt  mehr  als  verdoppelt .  Der
Quadratmeterpreis der länger bewohnten Wohnungen liegt im Durchschnitt
bei 6,37€ und bei 10,55€ bei den neu zu vermieteten Wohnungen. Jeder
zweite  Berliner  hätte  Anspruch  auf  eine  Sozialwohnung.  Mediziner
bestätigen, dass Menschen in Folge ihrer ungelösten Wohnungsfrage, und
der  damit  einhergehenden  Bedrohung  der  eigenen  Existenz,  depressiv
werden. Menschen sexueller und geschlechtlicher Minderheiten, Menschen
mit  Migrationshintergrund  oder  einem  ausländischen  Nachnamen  oder
Menschen,  die  Teil  einer  religiösen  Minderheit  sind,  sind  auch  bei  der
Wohnungssuche besonders diskriminiert. Gleichzeitig sind diese Menschen
auch um ein Vielfaches eher von Armut betroffen. Dieses Jahr wurden mehr
als  178.000  von  Obdachlosigkeit  betroffene  Menschen  in  Unterkünften
untergebracht.  Die Lebenserwartung von obdachlosen Menschen liegt  im
Durchschnitt bei gerade einmal 49 Jahren – das sind 30 Jahre weniger als das
aktuelle  natürliche Sterbealter  eines  Menschen.  Menschen,  die  in  Armut



leben,  erkranken  eher  an  Depressionen  als  Menschen  aus  reichen
Verhältnissen.  2017  wurden  71.000  Menschen  aufgrund  psychischer
Erkrankung arbeitsunfähig und mussten in Frührente gehen. Etwa 20% der
Kinder  und  Jugendlichen  leiden  an  psychischen  Erkrankungen.  Die  viert
häufigste Todesursache hierzulande von Jugendlichen zwischen 15 und 29
Jahren  ist  Suizid.  42%  der  Mobbingopfer  denken  über  Suizid  nach.
Menschen, die von psychischen Erkrankungen betroffen sind, sterben etwa
10 bis  20  Jahre  früher  als  der  Durchschnitt.  Jährlich  begehen mehr  als
700.000  Menschen  Suizid.  Die  häufigsten  Gründe  hierbei  sind  neben
psychischer  Erkrankung:  Armut,  Stress  und  familiäre  Konflikte.  In
Deutschland sterben mehr Menschen durch Suizid als durch Verkehrsunfälle,
Gewalttaten, AIDS und illegalem Drogenmissbrauch zusammen. Die meisten
Menschen, die Suizid begehen sind unter 25 Jahre alt. Die Selbsttötungsrate
liegt bei männlich sozialisierten Menschen dreimal so hoch, als bei weiblich
sozialisierten Menschen und auch trans Personen und Personen sexueller
und  geschlechtlicher  Minderheiten  haben  ein  erhöhtes  Risiko  Suizid  zu
begehen,  gegenüber  cis  Personen.  14%  aller  trans  Jugendlichen  und
Jugendliche  sexueller  und  geschlechtlicher  Minderheiten  denken  im Jahr
einmal daran, Suizid zu begehen. Der Grund warum der absolute Großteil der
Selbsttötungsopfer männlich sozialisierte Personen sind, liegt auch genau
daran: An ihrer Sozialisierung. Denn von ihnen wird Stärke erwartet, was der
Grund  dafür  ist,  dass  sie  sich  seltener  Hilfe  suchen  und  seltener  über
Probleme  sprechen.  Auch  Betroffene,  die  über  ihre  Probleme  sprechen,
schaffen  es  oft  nicht,  sich  Gehör  zu  verschaffen,  da  psychische
Erkrankungen, vor allem bei männlich sozialisierten Personen nach wie vor
nicht ernst genommen werden.

Sexualisierte  und  häusliche  Gewalt  und
emotionaler  Missbrauch
Fast jede weiblich gelesene Person wird im Laufe ihres Lebens mindestens
einmal Opfer sexualisierter Grenzüberschreitungen. Etwa 29,5% der weiblich
sozialisierten  Personen  haben  schon  einmal  sexualisierte  Gewalt  im
erwachsenen Alter erfahren und etwa 27,7% im Kindesalter. Als sexualisierte
Gewalt wird hierbei Nötigung zu ungewollten sexuellen Handlungen oder das



(versuchte) Eindringen in den Körper gemeint. Menschen mit Behinderungen
sind besonders betroffen: etwa jede zweite Person mit Behinderung wurde
schon  einmal  Opfer  sexualisierter  Gewalt.  Etwa  38%  der  Menschen,
besonders  männl ich  Sozia l is ierte ,  s ind  der  Meinung,  dass
Geschlechtsverkehr  ohne  Einwilligung  unter  bestimmten  Umständen
gerechtfertigt  sein kann.  2019 wurden in Deutschland 15.701 Kinder als
Opfer  sexuellen  Missbrauchs  polizeilich  erfasst,  während  der  Corona-
Pandemie  stieg  die  Zahl  deutlich  an.  Dabei  sind  das  nur  die  polizeilich
bekannten Fälle, die Dunkelziffer ist um ein deutliches höher, denn nur jeder
15. bis 20. Missbrauchsfall wird angezeigt. Auch die Zahl der Herstellung
und Verbreitung von Kinderpornografie stieg während der Corona-Pandemie
um etwa 53% an. Kinder und Jugendliche sind doppelt so oft von häuslicher
Gewalt  betroffen,  als  weiblich  wahrgenommene  Personen.  Die  Zahl  der
Betroffenen von häuslicher Gewalt stieg um 100% an, wenn sich die Opfer
mit  ihren  Tätern  in  Quarantäne  befanden.  Auch  Familien  die  finanzielle
Probleme  haben,  sind  um  ein  Vielfaches  häufiger  von  häuslicher  und
sexualisierter Gewalt betroffen. Opfer emotionalen Missbrauchs, lassen sich
v ie l  schwerer  s tat is t isch  er fassen,  da  d ie  Gewalt  auf  re in
zwischenmenschlicher  Gefühlsebene  stattfindet  und  so  schwerer
nachzuvollziehen ist, im Gegensatz zu physischer oder sexualisierter Gewalt.
Emotionaler Missbrauch ist psychische Misshandlung die als Gehirnwäsche
wirkt, durch ein regelmäßiges Muster verbaler Angriffe, konstanter Kritik
und Erniedrigung, Manipulation, Kontrolle,  Schuldzuweisungen, Isolierung
u n d  e m o t i o n a l e r  D i s t a n z i e r u n g ,  u m  s o  d i e  O p f e r  i n  e i n
Abhängigkeitsverhältnis  zum  Täter  zu  manipulieren.  Chronische
Traumatisierung im Kindesalter,  etwa in Form regelmäßiger emotionaler,
psychischer Misshandlung, sind Grundstein psychischer Erkrankungen und
Persönlichkeitsstörungen  im  Erwachsenenalter.  Emotionaler  Missbrauch
kann in jedem Alter und in jeder Art von Beziehung stattfinden, dabei sind
die Täter immer in einer höher gestellten Machtposition zu dem Opfer.  

Flucht und Krieg
2021 wurden weltweit insgesamt 28 Kriege und bewaffnete Konflikte geführt.
100.000.000 Menschen sind aktuell auf der Flucht vor Krieg, Verfolgung und



Menschenrechtsverletzungen. Das sind mehr Menschen als jemals zu vor in
der  Geschichte  der  Menschheit.  Menschen,  die  gezwungen  sind,  vor
Konflikten, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen und Verfolgung zu fliehen,
kommen  meist  nur  mit  dem,  was  sie  am  Körper  tragen  und  schweren
Traumata  aus  ihren  Herkunftsländern  her.  Alles  andere  mussten  sie
zurücklassen, wurde zerstört oder ihnen genommen. Doch auch während der
Flucht  kommt  es  oft  zu  weiteren  traumatischen  Geschehnissen,  durch
unsichere  Fluchtwege,  Repressionen,  Vergewaltigung,  Gewalt  und
systematischer  unterlassener  Hilfeleistungen an  den  Grenzen.  Jedes  Jahr
sterben  tausende  Menschen  auf  der  Flucht.  In  einem  sicheren  Land
angekommen, hören die Probleme nicht auf: Hier bekommen die Menschen,
die ihre Reise überlebt haben, erst einmal jahrelang keine Arbeitserlaubnis,
ihre  absolvierten  Schul-  und  beruflichen  Abschlüsse  werden  oft  nicht
anerkannt, sie sind isoliert in Massenunterkünften, haben keine Reisefreiheit
um auch mal nur eine andere Stadt zu besuchen. Alles ist bürokratisiert,
dabei sind wichtige Dokumente nicht in allen Sprachen verfügbar und es
fehlt  an übersetzendem Fachpersonal.  Die Quote von falsch bearbeiteten
Anträgen und eigentlich verbotenen Abschiebungen ist erschreckend hoch.
Geflüchtete  Menschen müssen hier  in  dauerhafter  Unsicherheit  über  ihr
Bleiberecht und Angst vor einer plötzlichen Abschiebung leben und dann
liegt ihr Schicksal meist nur in den Händen einer einzigen Person, die die
Macht hat völlig willkürlich Entscheidungen zu treffen. 

Gesundheitssystem  und  psychische
Erkrankungen

Ambulante Therapieplätze für Betroffene
Vor der Pandemie lagen die Wartezeiten auf einen Therapieplatz bei 3 bis 9
Monaten, denn schon vor Corona fehlten mindestens 1750 Kassensitze für
Psychotherapeut_Innen.  Dabei  sind  die  Fälle  von  Depressionen  und
Angststörungen  während  der  Pandemie  weltweit  um  etwa  25  Prozent
gest iegen.  Se i t  2017  hat  jeder  Mensch  e in  Recht  auf  e ine
psychotherapeutische  Akutsprechstunde,  jedoch  erhalten  40%  der



Betroffenen nach einer solchen Sitzung keinen Therapieplatz. Die richtige
Therapie für sich zu finden ist schwer. Es gibt unzählige Therapieverfahren,
nur drei der vielen Behandlungsformen gelten in Deutschland derzeit  als
anerkannte Psychotherapieverfahren im Sinne der Psychotherapie-Richtlinie
und  werden  von  der  gesetzlichen  Krankenkasse,  sofern  bestimmte
Voraussetzungen erfüllt sind, übernommen. Nur etwa 18,9% der betroffenen
erwachsenen Bevölkerung geht überhaupt auf Therapieplatzsuche. Denn wer
in Deutschland einen Therapieplatz sucht, ist auf sich allein gestellt. Wer mit
Symptomen psychischer Erkrankungen zum Hausarzt  geht,  dem_der wird
eine Psychotherapie  empfohlen und bekommt bestenfalls  noch eine Liste
aller  ambulanten Psychlog_Innen in  der  Umgebung.  Darunter  ein  bunter
Mischmasch  von  Verhaltenstherapeut_Innen,  Tiefenpsycholog_Innen,
Traumatherapeut_Innen,  systemischer  und  psychoanalytischer  Therapien.
Dann heißt es eine Praxis nach der anderen abzutelefonieren, in eine Mailbox
zu  der  anderen  reinsprechen,  um  eine  Absage  nach  der  anderen  zu
bekommen – falls man denn überhaupt eine Antwort bekommt. Doch wer
weiß schon, was man als erkrankte Person meist noch ohne erste Diagnose
für  eine  Therapieform braucht?  Oft  landen  Patient_Innen  dann  in  völlig
falschen  Therapieverfahren  und  Erlangen  trotz  zum  Teil  jahrelanger
Therapie keinen Fortschritt. So steht die Psychotherapie schon seit geraumer
Zeit aufgrund mangelnder oder gar fehlender Wirksamkeit in Kritik. 20 bis
50% der Patient_Innen, besonders Menschen in Armut, Menschen mit einem
geringen  Bildungsstand,  Menschen,  die  Teil  einer  ethnischen  Minderheit
sind,  Jugendliche,  Rentner_Innen  und  Menschen  mit  Ess-  oder
Persönlichkeitsstörung  brechen  ihre  Therapie  frühzeitig  ab.

Lage der deutschen Psychiatrien
Die Zustände in deutschen Psychiatrien bezeichnet die Aufsichtskommission
als  skandalös.  Personalmangel,  Überbelegung,  fehlende  Aufenthaltsräume
und  Freiflächen.  Verdeckte  Reporter_Innen  berichten  von  verstörenden
Bestrafungen von Patient_Innen in geschlossenen Psychiatrien. So werden
Menschen, die aufgrund ihrer selbst- oder fremdgefährdenden Symptomatik
eine 1 zu 1 Betreuung bräuchten, für mehrere Stunden mit Gurten fixiert.
Teilweise immer wieder, auch Wochen und Monate. Dabei ist eine Fixierung



länger  als  30  Minuten  nicht  legal  und  müsste  mit  einem  gerichtlichen
Beschluss  angeordnet  werden.  Enthüllungsjournalist_Innen  aus  einer
Vivantes Klinik berichten, ein_e Psycholog_In betreue 40 bis 60 Patient_Innen
gleichzeitig,  daher  kommt  es  oft  zum Ausfall  von  Therapien.  Aus  einer
Jugendhilfe- und Wohneinrichtung aus Eifel wird berichtet, dass es dort im
Keller einen „Deeskalationsraum“ ohne Tageslicht und Toilette, mit Guckloch
in  der  Tür  gäbe,  in  denen  die  jugendlichen,  psychisch  kranken
Bewohner_Innen  als  Strafmaßnahme  teilweise  mehrere  Tage  lang
eingesperrt  werden.  „Deeskalationsräume“ so  und ähnlich  finden sich  in
psychologischen Einrichtungen überall im Land und die Gefahr, dass sie als
Strafmaßnahmen missbraucht werden ist, besonders aufgrund des massivem
Personalmangels,  hoch.  Aus  anderen  Kliniken  wird  berichtet,  dass
Patient_Innen  die  Einnahme von  Beruhigungsmitteln  aufgezwungen wird,
indem sie  zum Beispiel  heimlich  unters  Essen  gemischt  wird.  In  vielen
Kliniken macht es den Eindruck, die Medikation stehe über der eigentlichen
Therapie.  Aus  Berichten  geht  hervor,  dass  viele  Patient_Innen  keine
stationäre Behandlung und lieber ambulante Hilfe bräuchten, ein stationärer
Platz jedoch profitabler ist.
Schon 1971 wurden die Zustände in den Psychiatrien untersucht und als
„katastrophal“ erklärt. Ziele einer sogenannten „Psychiatrie-Reform“ wurden
beschlossen – und bis heute nicht vollständig erreicht. Die neuen Berichte
schätzen ein, die Situationen in den Psychiatrien wären zum Teil wie noch
vor 20 bis 30 Jahren.

Heilung ist ein Privileg
Etwa 1.000.000.000 Menschen auf der Welt sind aktuell  von psychischen
Erkrankungen betroffen – dabei dürfte die Dunkelziffer noch viel höher sein,
da viele aufgrund der schweren Zugänglichkeit zu professioneller Hilfe und
der gesellschaftlichen Stigmatisierung nicht diagnostiziert werden. Während
arme Menschen am stärksten betroffen sind, sind sie gleichzeitig auch die
Menschen, die am seltensten in Behandlung sind. In Deutschland sind die
häufigsten Krankheitsbilder Angststörungen, Depressionen und Sucht – mehr
als  jeder  vierte  Erwachsene  ist  jährlich  davon  betroffen.  Menschen  in
Therapie müssen oft ihre Arbeitszeiten für ihre Sitzungen opfern, sofern sie



die Möglichkeit dafür haben, oder müssen eher sogar zwischen ihrem Job
und Therapie wählen. Somit sind Betroffene häufiger von Arbeitslosigkeit
und Armut bedroht. Armut ist also nicht nur Auslöser, sondern kann auch
Folge  einer  psychischen  Störung  sein.  Sich  von  einer  psychischen
Erkrankung erholen zu können ist also ein Privileg. Und das sollte es nicht
sein.

Die Befreiung der Menschen als  wirksamste
Therapie
Wer sich jetzt  diese  Zahlen angesehen hat  und immer noch glaubt,  der
Kapitalismus  würde  die  Menschen  nicht  krank  machen,  kann  nur
Klassenfeind der unterdrückten Masse sein oder Martin Dornes heißen. Denn
aus  den  Zahlen  lässt  sich  eindeutig  schlussfolgern:  Menschen,  die  eine
besondere Unterdrückung im Kapitalismus erfahren, sind auch gefährdeter
eine  psychologische  Erkrankung  zu  erleiden  oder  an  einem  Suizid  zu
versterben.  Übermäßige  Arbeitsbelastung,  fehlende  Sozialleistungen,
traditionelle  Geschlechterrrollen  und  Familienverhältnisse,  Krieg  &  ein
kaputtgespartes  Gesundheitssystem  nützen  einzig  und  alleine  den
Kapitalist_Innen und ihrem Streben nach maximalem Profit, während sie den
Großteil der Menschen krank machen. Würde die Menschheit in Folge einer
sozialistischen Revolution befreit  werden und eine Gesellschaft  aufgebaut
werden, in der jeder Mensch an seinen Bedürfnissen orientiert leben kann,
frei  von kapitalistischer Ausbeutung und Unterdrückung, würde auch die
psychoanalytische Forschung einen rasanten Sprung nach vorne machen.
Weil sie nur noch dem wissenschaftlichen Interesse verschrieben wäre und
nicht mehr von einem Kapitalinteresse bestimmt oder der Finanzierung der
Herrschenden  abhängig  wäre  und  nicht  in  Konkurrenz  zu  anderen
Forschungsinstituten  stände.  Menschen,  die  in  Staaten  leben,  die  ein
stabileres Gesundheitssystem, kürzere Arbeitszeiten, bessere Bezahlung und
weniger Leistungsdruck in der Gesellschaft ausgesetzt sind, sind statistisch
gesehen glücklicher, als Menschen aus konservativeren oder kolonialisierten
Staaten. Wie glücklich könnten wir also in einer Welt sein, die auf unsere
freien Entfaltungen ausgelegt ist und sich nach unserer aller Bedürfnisse
richtet,  weil  wir nun alle Teil  der demokratischen Organisierung unserer



Gemeinschaft wären?
Mit  der  Zahl  der  Arbeitslosen  in  der  BRD  und  dem  technologischen
Fortschritt, wäre es möglich, dass wir mit 4 Arbeitstagen pro Woche und 5-6
Stunden am Tag, bei vollem Lohnausgleich weiter machen könnten. Studien
belegen, dass 8-20 Stunden Arbeit pro Woche förderlich für die Gesundheit
sind,  während  über  39  Stunden  sich  als  schädlich  für  die  Gesundheit
herausgestellt haben, körperlich wie auch psychisch! Diese Änderungen sind
sofort  umsetzbar,  Zahlen  müssen  dafür  die  Menschen,  die  mit  unserer
Gesundheit  und  unserer  Arbeit  ihren  Reichtum ergaunert  haben.  Dieses
System macht krank und nur wir können es durch gemeinsamen Kampf der
Arbeiter_Innen, Jugendlichen, Arbeitslosen und Betroffenen ändern!

Daher fordern wir:

Sofortige Einführung der 6 Stunden-Tage und 4 Tage-Arbeitswoche,
höhere Löhne und mehr Personal!
Hartz  IV  endlich  abschaffen!  Inflationsgedeckte  staatliche
Auszahlungen  an  von  Arbeitslosigkeit  betroffene  Menschen  und
selbstversorgenden  Jugendlichen  in  Heimeinrichtungen.
Mehr  Personal  und  Geld  in  die  Kinderbetreuung  und
Bildungseinrichtungen!  Lasst  die  Kinder  und  Jugendlichen
gemeinsam  mit  den  Erwachsenen  über  ihren  Betreuungs-  und
Schulalltag  bestimmen!
Kollektive  Selbstverteidigungsstrukturen  für  alle  unterdrückten
Gruppen!
Sofortiger staatlich finanzierter Inflationsausgleich!
Enteignung  der  Immobilienkonzerne  –  die  Häuser  denen  die  sie
brauchen!  Kein  Mensch  darf  mehr  von  Wohnungs-  und
Obdachlosigkeit  betroffen  oder  gar  nur  bedroht  sein!
Transsexuellengesetz  abschaffen!  Für  eine  sexuelle  und
geschlechtliche Selbstbestimmung!
Emotionaler  Missbrauch  ist  Missbrauch  und  muss  als  solcher
anerkannt und verfolgt werden! Ausbau von Schutzeinrichtungen für
Gewaltopfer jeder Art und Geschlecht!
Bleiberecht für alle! Für sichere Fluchtwege und offene Grenzen!



Keine Profite auf Kosten unserer Gesundheit! Entprivatisierung des
Gesundheitssystem und Enteignung der pharmazeutischen Industrien
unter Kontrolle der Arbeiter_Innen!
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Antiregierungsproteste in Israel:
Gegenmacht oder Ohnmacht?
Von Jona Everdeen

Seit Wochen finden in Israel Massenproteste gegen die Politik der neuen
rechten Regierung statt. Hunderttausende Menschen sind wöchentlich auf
der  Straße.  Ihren  Aufhänger  fanden  die  Proteste  in  einer  angestrebten
Justizreform, die Befürchtungen hervorruft, sie könnte Israel in eine Diktatur
verwandeln.  Doch  was  beinhaltet  die  Justizreform  und  wer  ist  diese
Regierung überhaupt, die allgemeinhin als rechteste in der Geschichte des
Landes gilt? Welche reaktionäre Politik betreibt sie? Was sind die Folgen für
die Menschen in Israel? Und wie wirkt sich die Regierungspolitik auf die eh
schon massiv  unterdrückten Palästinenser_Innen aus? Welchen Charakter
haben die Proteste und was ist nötig, um Netanjahu, Ben-Gvir und Co. zu
stürzen?

Rechtsradikale mit Ministerposten
Das Regierungsbündnis  aus Netanjahus nationalreligiösem Likud,  rechten
Siedlerparteien und religiös-fundamentalistischen Kleinstparteien eröffnete
einigen  stramm  rechten  Hardliner_Innen  den  Weg  zu  wichtigen
Regierungsposten.  Viele  von  ihnen  machten  in  der  Vergangenheit  mit
extremem  Rassismus,  Sexismus,  Queerfeindlichkeit,  religiösem
Fundamentalismus und der Unterstützung zionistischer Terrorist_Innen von
sich reden.

So zum Beispiel Itamar Ben-Gvir, der keinen Hehl aus seiner Verehrung für
den Terroristen Baruch Goldstein macht, der bei einem Terroranschlag 29
Palästinenser_Innen  ermordete.  Außerdem  wolle  er  „illoyale“
Palästinenser_Innen ausweisen und habe auch schon persönlich angesichts
palästinensischer  Proteste  die  Pistole  gezückt.  Er  ist  jetzt  israelischer
Polizeiminister.

Mit Bezalel Smotrich hat ein weiterer rechter Hardliner als Finanzminister
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einen zentralen Posten in der neuen Regierung. Das ideale Israel sieht er in
Form einer fundamentalistischen Theokratie, in der das oberste Gesetz die
Thora ist. Auch schockierte er erst kürzlich mit der Aussage, dass seiner
Ansicht  nach Jüdinnen und Araberinnen auf  getrennten Geburtsstationen
Kinder zur Welt bringen sollten. Ben-Gvir und Smotrich sind dabei nur die
Spitze des Eisbergs einer Regierung voller extremer Rechter. Doch für den
langjährigen rechtskonservativen Ministerpräsidenten Netanjahu schien das
kein allzu großes Problem zu sein, immerhin brachten ihm diese Kräfte die
nötige Mehrheit, um wieder an die Regierung zu gelangen.

Die Justizreform – Weg in die Diktatur?
Während  die  Übergabe  wichtiger  Ministerien  an  Rechtspopulist_Innen
bereits teilweise für Unmut sorgte, brachte die von Netanjahu und seinen
Verbündeten  geplante  Justizreform  das  Fass  zum  Überlaufen.  Nachdem
große Teile der israelischen Gesellschaft seit mehreren Jahren eine Anklage
Netanjahus wegen eines Korruptionsskandals fordern, könnte der neue-alte
Ministerpräsident durch seine Justizreform einer Anklage entgehen. Diese
Dreistigkeit  und  Verhöhnung  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  bildete  die
Grundlage für die folgenden Massenproteste.

Die geplante Reform sieht vor, dass Entscheidungen des obersten Gerichts in
Zukunft mit einfacher Mehrheit des Parlaments revidiert werden können,
ergo die Rechtsprechung quasi entmachtet wird. Zusätzlich dazu sieht die
„Reform“  auch  vor,  dass  die  Regierung  im  Alleingang  Richter_Innen
ernennen  kann,  die  dann  (ähnlich  wie  die  von  Trump  ernannten
Richter_Innen des Supreme Courts) die reaktionäre Ideologie der aktuellen
Regierung in ihre „Rechtsprechung“ fließen lassen. Die Justizreform ist also
ein klarer Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz, die für eine bürgerliche
Demokratie zentral ist.

Die besondere Stellung des Obersten Gerichtshof war schon häufiger Ziel
von  Angriffen  rechter  Regierungen.  Er  gilt  unter  linksliberalen  und
sozialdemokratischen  Israelis  als  Hort  der  Menschenrechte  und  der
Demokratie.  Dementsprechend groß ist  die  Empörung über  die  geplante
Reform  nun  in  diesen  Kreisen.  Diese  Empörung  ist  berechtigt  und  als



Revolutionär_Innen  verteidigen  auch  wir  Angriffe  gegen  bürgerlich-
demokratische  Rechte,  auch  wenn  sie  Institutionen  von  kapitalistischen
Nationalstaaten  sind.  Dennoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  diesen
Gerichtshof. Auch bevor die rechte Regierung ihre Reform angekündigt hat,
hat der Gerichtshof die israelische Gesellschaft nicht davor bewahrt,  den
Charakter eines Besatzungsregimes und eines Apartheidstaates anzunehmen.
Die  aktuellen  Angriffe  verdeutlichen  nur  einmal  mehr,  wie  schnell  die
Bourgeoisie bereit ist, ihre zuvor hoch gelobte Demokratie zu entmachten,
sobald sie ihren Interessen im Wege steht.  Ähnliche Beispiele haben wir
zuletzt in Brasilien unter Bolsonaro, in Ungarn unter Orban, in Polen unter
der PiS oder in den USA unter Trump gesehen.

Reaktionäre Innenpolitik
Während  sich  die  religiösen  Splitterparteien  und  die  rechtsextremen
Siedler_Innen vor allem an ihrem Rassismus gegenüber Palästinenser_Innen
abarbeiten,  vertritt  der  Likud  zudem  eine  zutiefst  neoliberale
Wirtschaftspolitik.  Der  bis  auf  eine  kleine  Unterbrechung seit  14  Jahren
regierende  Netanjahu  hat  große  Leistungen  für  das  israelische  Kapital
vollbracht, indem er es schaffte, Arbeitsrechte und Sozialstaat und auf ein
Minimum herunterzufahren. Ein Resultat dieser Politik ist,  dass in vielen
israelischen  Städten  die  Immobilienpreise  so  hoch  sind,  dass  dagegen
München und Frankfurt  am Main geradezu günstig wirken.  Auch andere
Lebenshaltungskosten stiegen im Laufe seiner Amtszeiten massiv an. Viele
Israelis benötigen 2 bis 3 Jobs, um überhaupt über die Runden zu kommen.
Öffentliche Schulen und Krankenhäuser sind in einem desaströsen Zustand,
während es sich reiche Israelis leisten können, auf Privatschulen und private
medizinische  Einrichtungen  auszuweichen.  Jede_r  Shekel,  der  in
Checkpoints, Mauern, Drohnen und Panzer fließt, fehlt in den israelischen
Schulen, Sozialkassen und Krankenhäusern. Ein Ende dieser Entwicklung ist
sicher nicht in Sicht mit der neuen Koalition, eher ist davon auszugehen, dass
auch weiterhin die Folgen der allgemeinen Krise, die auch Israel betrifft, auf
dem Rücken der Arbeiter_Innen ausgetragen werden.

Noch  dramatischer  steht  es  um  die  Rechte  von  LGBTIQ-Personen  und



ethnischen  oder  religiösen  Minderheiten.  So  ist  die  religiös-zionistische
Partei offen queerfeindlich und macht daraus auch keinen Hehl. Ihr zufolge
sollen  medizinische  Einrichtungen  mit  religiösem  Träger  sich  weigern
dürfen,  queere  Menschen  zu  behandeln.

Generell  wird voraussichtlich der Rassismus gegen nicht-jüdische Israelis
aber auch gegen nicht-weiße Juden:Jüdinnen, die zum Beispiel aus Äthiopien
oder  dem Jemen nach Israel  geflohen und häufig  massiven rassistischen
Anfeindungen bis  hin zu brutalen Angriffen ausgesetzt  sind,  noch weiter
zunehmen.

Mit  der  sich  verschärfenden  Wirtschaftskrise  geht  auch  eine  verstärkte
Verelendung  der  Arbeiter_Innenklasse  in  Israel  und  ihrer  besonders
marginalisierten, sexistisch oder rassistisch unterdrückten Teile einher. Die
israelische Regierung versucht jetzt durch nationalistische Propaganda und
der  Erweiterung  des  israelischen  Staatsgebiets  dieser  Krise  durch
kurzfristige  Scheinlösungen  zu  begegnen  und  die  israelische
Arbeiter_Innenklasse mittels  Nationalismus an die  herrschende Klasse zu
binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern. Eine zentrale Rolle spielt
dabei  auch  das  Wiederaufkommen  einer  entschiedenen  Kriegsrhetorik
gegenüber  dem  Iran.

Was bedeutet das für Palästinenser_Innen?
Dementsprechend  hat  sich  die  Lage  der  Palästinenser_Innen  massiv
verschlechtert  und  zu  einer  neuen  Welle  von  Gewalt  und  Gegengewalt
geführt. Bei Operationen des israelischen Militärs in Städten wie Jenin oder
Nablus sind seit Anfang des Jahres mehrere Dutzend Palästinenser_Innen
ermordet worden, im Schnitt mehr als ein Mensch pro Tag!

Dazu kam es im palästinensischen Dorf Hawara zu einem Pogrom durch
rechtsradikale Siedler_Innen, die mehrere Dutzend Häuser und Geschäfte
anzündeten,  mindestens  einen  Menschen  töteten  und  zahlreiche  weitere
Verletzten.  Die  israelische  Armee  hat  ihnen  dabei  zugesehen  und
Rückendeckung  gegeben.



Polizeiminister Ben-Gvir  sorgte mit  einem Besuch auf  dem Tempelberg –
Standort der Al-Aqsa Moschee- ebenfalls für eine krasse Provokation. Als
Ariel Sharon im Jahre 2000 den Tempelberg betrat, war das der Auslöser für
die  2.  Intifada.  Ben-Gvir  kündigte  darüber  hinaus  noch  an,  dass  er  es
Muslima_en nicht den gesamten Ramadan über erlauben wolle, in der Al-
Aqsa Moschee zu beten.

Zu  allem  Übel  will  die  neue  Regierung  auch  noch  die  Todesstrafe
wiedereinführen. Diese soll gegen Palästinenser_Innen, die Israelis ermordet
haben,  angewendet  werden  können,  nicht  aber  gegen  Israelis,  die
Palästinenser_Innen  ermordet  haben.  Zwar  müssen  Palästinenser_Innen
ohnehin damit rechnen, vom israelischen Militär getötet zu werden, wenn sie
sich  der  Besatzungspolitik  widersetzen.  Allerdings  unterstreicht  die
Wiedereinführung der Todesstrafe – allein für Palästinenser_Innen – noch
einmal bildlich die Geringschätzung palästinensischen Lebens.

Weniger offensichtlich aber doch extrem relevant ist auch die Übertragung
der Kontrolle über die Westbank von einer militärischen zu einer zivilen
Behörde.  Während  die  Militäradministration  den  jahrzehntelangen
Besatzungsstatus des Gebietes aufrecht erhielt, ist dies nun als endgültiges
Zeichen  zu  verstehen,  dass  für  die  aktuelle  israelische  Regierung  ein
Verlassen dieser, und somit eine zwei Staaten Lösung, keine Option mehr ist
und sie die gesamte Westbank als Teil israelischen Staatsgebiets betrachtet.

Welche Perspektive hat der Protest?
Der Protest, der sich in erstes Linie als Widerstand gegen die Justizreform
aufstellt und an dem bis zu 250.000 Menschen im ganzen Land teilnahmen,
wird getragen von einer sehr breiten israelischen „Zivilgesellschaft“ und ist
geprägt von liberal-zionistischen Kräften. Am Meer aus israelischen Flaggen,
das  auf  den  Großdemonstrationen  in  Tel  Aviv/Jaffa  zu  sehen  war,  wird
deutlich, wie nationalistisch dieser eigentlich ist. Dennoch scheint die neue
Regierung vor den Protesten zu zittern, wenn sie mit allen Mitteln versucht,
die eigentlich sehr zahmen Proteste als „Gesetzesbrecher“ zu verunglimpfen
und ihnen vorwerfen, sie würden „Anarchie“ verbreiten.



Der von der neuen Rechtsregierung abgelöste ehemalige Ministerpräsident
Lapid versucht,  sich dabei  als  liberaler  Gegenspieler  von Netanjahu und
Hüter der israelischen Demokratie zu inszenieren. Dabei war er es, der zuvor
auch keinerlei  Probleme damit  hatte,  mit  Naftali  Bennets  kaum weniger
rechtsextremen Siedlerpartei  gemeinsam zu regieren. Die Massenproteste
werden  weiterhin  ohnmächtig  gegenüber  den  rechten  Angriffen  auf
demokratische Rechte sein, solange sie sich von liberal-zionistischen Kräften
anführen lassen. Ihre Alternative gegenüber Netanjahu sieht vielleicht so
aus, dass der Oberste Gerichtshof unangetastet bleibt und die Siedlungen
weniger stark ausgebaut werden. An der Realität des Besatzungsregimes,
des  Abbaus  des  israelischen  Sozialstaates,  der  massiven  Inflation,  der
Verschlechterung der  Arbeitsbedingungen und der  Krise  des  Wohnungs-,
Bildungs- und Gesundheitssektors werden sie nichts verändern.

Dennoch können die Massenproteste einen Ausgangspunkt für den Aufbau
von  Gegenmacht  bieten.  Zentral  dabei  ist  es,  ob  fortschrittliche
Organisationen es verstehen, in diese Proteste eine unabhängige Position der
israelischen und der palästinischen Arbeiter_Innenklasse zu tragen und die
Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die soziale Frage mit
der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.  Sozialdemokratisch-
stalinistische Gruppen wie „Hadash“ und autonome Antifa-Gruppen haben
auf den Großdemonstrationen mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen
gesetzt. Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives
Matter“-Schilder als auch Banner mit der Aufschrift „There’s no democracy
with apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be
free“. Dabei ist das Zeigen der palästinensischen Flagge seit Neustem eine
durchaus  heikle  Angelegenheit.  So  hatte  Ben-Gvir  zuvor  das  Zeigen von
Palästina-Flaggen auf öffentlichen Plätzen verboten, weil diese angeblich für
„Terrorismus“ stünden.

Dieser  Block  wurde  damals  von  anderen  Demonstrant_Innen  aktiv
angegangen und versucht von der Demo zu drängen, jedoch konnte sich der
pro-palästinensiche Block mit der Zeit etablieren und deutlich anwachsen.

Die Proteste setzen Netanjahus Regierung real unter Druck, gerade deshalb
weil die Protestierenden sich überdurchschnittlich stark aus Beschäftigten



zentraler Bereiche, zum Beispiel IT-Spezialist_Innen, zusammensetzen. Auch
zahlreiche  Kulturschaffende  sowie  Klein-  und  Mittelunternehmer_Innen
unterstützen  die  Proteste  und  lehnen  die  Justizreform  ab.  Auch  der
israelische  Gewerkschaftsbund  Histadrut,  der  aufgrund  seiner  historisch
stark ausgeprägten Staatstreue bisher nicht zu den Demonstrationen aufrief,
droht  nun  damit,  sich  anzuschließen  und  seine  800.000  Mitglieder  zum
Protest, und eventuell zum Streik, aufzufordern.

Was braucht es um Netanjahu, Ben-Gvir und
Co. Zu schlagen?
Für  uns  als  Sozialist_Innen  ist  klar,  dass  eine  Demokratie  unter  den
Bedingungen  kapitalistischer  Profitmaximierung  sowie  ethnischer
Segregation und rassistischer Ungleichbehandlung nur Heuchelei ist. Israel
kann nur dann wirklich demokratisch sein, wenn es auch Palästinenser_Innen
dieselben Rechte zugesteht wie jüdischen Israelis und die Produktionsmittel
gemeinsam demokratisch kontrolliert werden.

Revolutionär_Innen  müssen  sich  den  Massenprotesten  gegen  Netanjahu
anschließen und gemeinsam mit den antizionistischen Kräften vor Ort für
eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse kämpfen. Ein zentraler
Punkt dabei ist  die Anerkennung des Rechts der Palästinenser_Innen auf
nationale Unabhängigkeit. Ebenso steht ihnen auch das Recht zu, sich gegen
Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende Besatzung zu wehren.
Wir  verteidigen dieses  Recht,  auch wenn wir  Angriffe  auf  Zivilpersonen,
insbesondere  den  brutalen  Anschlag  auf  die  betenden  Menschen  in  der
Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Die sinnlosen Angriffe von
Palästinenser_Innen auf Zivilpersonen sind ein Ausdruck der Führungskrise
im palästinensischen Widerstand, der den verschärften Angriffen kaum eine
glaubhafte Perspektive entgegenzusetzen hat. Dies liegt an der Schwäche
der  palästinensischen  Linken  und  dem  historischen  Verrat  der
Stalinist_Innen in ihren Reihen, aber auch an der verräterischen Politik der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  der  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  dem  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region.  So konnten sich  Hamas und Islamischer  Jihad als  die



„entschlossenere  Alternative“  präsentieren,  obwohl  sie  beide  reaktionäre
Organisationen  sind,  die  nicht  im  Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  handeln.

Netanjahu,  Ben-Gvir  und ihre  reaktionäre  Bande können nur  geschlagen
werden,  wenn  sich  die  israelischen  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten mit den palästinensischen Massen zusammenschließen. Wenn
sie gemeinsam kämpfen gegen Justizreform, Besatzung und Neoliberalismus
aber auch gegen die reaktionäre Politik palästinensischer Kräfte wie Hamas
und  Fatah.  Dies  würde  bedeuten  anzuerkennen,  dass  israelische  und
palästinensische  Arbeiter_innen  objektiv  dieselben  Interessen  und  Ziele
haben  und  dass  sie  nur  die  subjektiven  Ketten  des  Nationalismus,
Antisemitismus und Rassismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft
gezeigt, dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele
verschwinden  können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-
ethnischen  Arbeiter_Innenstaates  zu  kämpfen,  in  dem  jeder  Mensch
unabhängig  von  seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.


